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Vor zehn Jahren, am 26. März 2009, ist die 
UN-Behindertenrechtskonvention in Deutschland 
in Kraft getreten. Was hat sich seitdem für Men-
schen mit Behinderungen konkret getan? Sind 
ihre Rechte heute besser verwirklicht als noch vor 
zehn Jahren? Diese Fragen möchte die vorliegende 
Untersuchung beantworten. Sie ist die erste 
tiefergreifende Analyse des Umsetzungsstands 
der UN-Behindertenrechtskonvention in Nord-
rhein-Westfalen seit Beginn der Zusammenarbeit 
des Bundeslands mit dem Deutschen Institut für 
Menschenrechte im Jahre 2017. Die Untersu-
chung nimmt vier ausgewählte Lebensbereiche, 
die den Alltag von Menschen mit Behinderungen 
maßgeblich bestimmen, genauer in den Blick: 
Wohnen, Fortbewegung, Bildung und Arbeit. 
Nordrhein-Westfalen nimmt sich seit Langem 
der Belange und Interessen von Menschen mit 
Behinderungen an. Schon vor der Verabschie-
dung der UN-Behindertenrechtskonvention hat 
sich das Bundesland engagiert für die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen eingesetzt. 
Besonders in den letzten zehn Jahren ist es der 
Landespolitik gelungen, die innovativen Impulse 
der UN-Behindertenrechtskonvention aufzugreifen 
und die strukturellen Rahmenbedingungen für 
die rechtliche und praktische Gleichstellung von 
Menschen mit Behinderungen weiterzuentwickeln. 
Wie die vorliegende Untersuchung zeigt, spielt 
Nordrhein-Westfalen deshalb in einigen Bereichen 
eine Vorreiterrolle für andere Bundesländer. 
Doch die Untersuchung macht auch deutlich, dass 
Nordrhein-Westfalen noch große Anstrengungen 
bewältigen muss, um die historisch gewachsenen 
Benachteiligungen von Menschen mit Behinderun-
gen auszugleichen. Hier sind die politisch Verant-
wortlichen gefordert. Die Analyse möchte diesen 
Prozess unterstützen, indem sie konkrete Schritte 
zur Umsetzung der Rechte von Menschen mit 
Behinderungen aufzeigt und Anstöße dafür gibt, 
wie die Menschenrechte bei konkreten Maßnah-
men und politischen Entscheidung stärker berück-
sichtigt werden können. 
Dr. Valentin Aichele
Leiter der Monitoring-Stelle UN-Behinderten-
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Ende 2017 lebten in Nordrhein-Westfalen 
1,82 Millionen schwerbehinderte Menschen mit 
einem Grad der Behinderung von mindestens 50. 
Das entspricht gut zehn Prozent der Bevölkerung 
in Nordrhein-Westfalen. Es ist davon auszuge-
hen, dass deutlich mehr Menschen – vermutlich 
rund 25 Prozent der Bevölkerung – längerfristige 
Beeinträchtigungen haben und deshalb Behinde-
rungen erfahren. Für das Leben dieser Menschen 
ist es von zentraler Bedeutung, ob und wie sie ihre 
(Menschen-) Rechte wahrnehmen können.
Deutschland – und damit auch Nordrhein-West-
falen – ist seit März 2009 zur Umsetzung der 
UN-Behindertenrechtskonvention verpflichtet. 
Was hat sich seitdem für Menschen mit Behin-
derungen in den Lebensbereichen Wohnen und 
Leben in der Gemeinschaft, Mobilität, Bildung 
und Arbeit verbessert? Dazu gehören Fragen wie: 
Können Menschen mit Behinderungen mittler-
weile selbst über ihren Wohnort bestimmen oder 
entscheiden, mit wem sie zusammenleben wollen? 
Taucht auf dem Weg von zu Hause zum Bus, im 
Bus, vom Bus zur U-Bahn, von dort zum Arbeits-
platz oder zum Kino eine unüberwindbare Barriere 
auf? Aber auch: Hat die Landespolitik die Voraus-
setzungen für einen guten inklusiven Unterricht in 
einem inklusiven Bildungssystem geschaffen und 
wie ist es mittlerweile um die Durchlässigkeit zwi-
schen Werkstätten für behinderte Menschen und 
dem allgemeinen Arbeitsmarkt bestellt? 
Die vorliegende Analyse ermittelt anhand von aus-
gewählten menschenrechtlichen Indikatoren den 
Umsetzungsstand der Vorgaben aus der UN-Behin-
dertenrechtskonvention in Nordrhein-Westfalen. 
Sie bietet einen Überblick über die rechtlichen 
Rahmenbedingungen sowie tatsächlichen Gege-
benheiten und zeichnet die Entwicklungen der 
vergangenen Jahre in ihren wesentlichen Zügen 
nach; Stand der Darstellung ist Ende November 
2018. Auf Grundlage der daraus gewonnenen 
Erkenntnisse formuliert sie Handlungsempfehlun-
gen an die Landesregierung und zentrale Akteure 
in jedem der ausgewählten Lebensbereiche.
Die Analyse erhebt nicht den Anspruch, den 
rechtlichen und praktischen Umsetzungs-
bedarf aus der UN-Behindertenrechtskonvention 
abschließend zu bewerten. Sie versteht sich viel-
mehr als Teil eines Begleitungs- und Beratungs-
prozesses, mit dem das Land im März 2017 das 
Deutsche Institut für Menschenrechte betraut 
hat; sie will dazu beitragen, die Umsetzung 
der UN-Behindertenrechtkonvention in Nord-
rhein-Westfalen weiter zu fördern. 
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1 Einleitung
Die UN-Behindertenrechtskonvention1 (UN-BRK, 
UN-Konvention) trat am 26.03.2009 in Deutsch-
land in Kraft. In ihr sind die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen verbrieft. Sie formuliert keine 
neuen Menschenrechte, sondern konkretisiert 
die allgemeinen Menschenrechte mit Blick auf 
die besondere Lebenssituation von Menschen 
mit Behinderungen.2 Die UN-BRK verpflichtet die 
Politik zu einer Neuausrichtung ihrer behinder-
tenpolitischen Vorgaben auf der Grundlage der 
Menschenrechte: Menschen mit Behinderungen 
sollen nicht länger als Fürsorge-Objekte betrachtet 
werden. Sie sollen als Träger von Menschenrech-
ten vielmehr dabei unterstützt werden, an allen 
Bereichen des öffentlichen Lebens aktiv teilzuha-
ben und teilzunehmen.
Die in internationalen Übereinkommen festge-
schriebenen Menschenrechte sind nach Maßgabe 
des deutschen Verfassungsrechts3 Teil der nati-
onalen Rechtsordnung. Sie sind in Deutschland 
für die staatlichen Organe aller Ebenen verbind-
lich.4 Wenn der Staat Maßnahmen entwickelt 
oder umsetzt, die Menschen mit Behinderungen 
betreffen, muss er sich sowohl an das Grundge-
setz als auch an die UN-Konvention halten (siehe 
Artikel 4 UN-BRK). Die normativen Vorgaben und 
materiellen Gehalte der Menschenrechte müssen 
von staatlichen Stellen bei der Ausgestaltung von 
Gesetzen, Verordnungen und Satzungen umgesetzt 
sowie bei der Anwendung und Interpretation des 
innerstaatlichen Rechts durch Gerichte und Ver-
waltungen berücksichtigt werden. Die Menschen-
rechte können einen Vertragsstaat bei Bedarf 
auch dazu verpflichten, innerstaatlich individuelle 
Rechte für Einzelne zu schaffen.5
Die UN-BRK schreibt vor, dass Menschen mit 
Behinderungen ebenso wie die sie vertretenden 
Organisationen, aktiv an der Gestaltung und 
Umsetzung der UN-Konvention beteiligt werden 
müssen (vgl. Artikel 4 Absatz 3 UN-BRK). Sie 
müssen aktiv in politische Prozesse einbezogen 
werden, weil eine inklusive Gesellschaft ohne 
ihre Kompetenzen und Erfahrungen nicht erreicht 
werden kann. Partizipation an politischen Prozes-
sen zu ermöglichen bedeutet, menschenrechtliche 
Anforderungen zu erfüllen. Nicht zuletzt kann und 
soll Partizipation dazu beitragen, die Qualität der 
Maßnahmen zu verbessern und die Akzeptanz von 
politischen Entscheidungen zu erhöhen.
Nordrhein-Westfalen kümmert sich seit Langem 
um die Belange und Interessen von Menschen mit 
Behinderungen. Schon vor der Verabschiedung 
der UN-BRK hat das Bundesland Maßnahmen 
zur rechtlichen und praktischen Gleichstellung 
von Menschen mit Behinderungen ergriffen. Seit 
Inkrafttreten der UN-BRK im Jahr 2009 hat Nord-
rhein-Westfalen zusätzliche Initiativen gestartet, 
um die gesellschaftliche Teilhabe von Menschen 
mit Behinderungen zu verbessern. 
Die vorliegende Untersuchung nimmt nicht nur 
die einschlägigen Entwicklungen der vergange-
nen Jahre in den Blick, sondern auch die behin-
dertenpolitischen Aktivitäten und Vorhaben der 
aktuellen Landesregierung. Deren selbsterklärtes 
Ziel ist es, Menschen mit Behinderungen ein 
1 Das Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen vom 13.12.2006; veröffentlicht im Bundesgesetzblatt (BGBl. 
2008, II S. 1420) und ratifiziert mit Wirkung zum 26.03.2009. 
2 Aichele (2010), S. 11–25; Degener (2009), S. 207 f.
3 Das Grundgesetz enthält in Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 in Verbindung mit dem Rechtsstaatsprinzip aus Artikel 20 Absatz 3 entsprechende 
Regelungen für die Überführung menschenrechtlicher Übereinkommen in die innerstaatliche Rechtsordnung.
4 Kotzur / Richter (2012), Rn. 2.
5 Aichele (2013), S. 19.
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selbstbestimmtes Leben ohne Bevormundung und 
gesellschaftliche Teilhabe in allen Lebensberei-
chen zu ermöglichen.6
Die Untersuchung will die Bedingungen von Men-
schen mit Behinderungen in Nordrhein-Westfalen 
systematisch erfassen und unter menschenrecht-
lichen Gesichtspunkten beurteilen. Sie geht dabei 
in erster Linie der Frage nach, wo Nordrhein- 
Westfalen bei der Umsetzung ausgewählter 
 Aufgabenstellungen steht und welche Entwick-
lungen sich hier in den letzten Jahren beobachten 
lassen. 
Die Untersuchung gliedert sich in vier Kapitel, 
die jeweils einen der folgenden Lebensbereiche 
von Menschen mit Behinderungen in den Blick 
nehmen: Wohnen, Mobilität, Bildung (mit dem 
Fokus auf Schule) und Arbeit. Diese Bereiche 
wurden ausgewählt, weil in ihnen für besonders 
viele Menschen mit Behinderungen großer Hand-
lungsbedarf besteht und sie aktuell am häufigsten 
diskutiert werden. Die Monitoring-Stelle UN-Behin-
dertenrechtskonvention des Deutschen Instituts 
für Menschenrechte hat durch ihre Bestandsauf-
nahme und durch ihre Konsultation der behinder-
tenpolitischen Verbände im April 2018 in Duisburg 
(siehe Kapitel 2: Datengrundlage und Methodik) 
weitere umfangreiche Einblicke in andere Themen, 
etwa politische Teilhabe, Gesundheitsversorgung, 
Gewalterfahrungen in Einrichtungen, insbesondere 
von Frauen mit Behinderungen, Teilnahme am 
kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit und 
Sport, gewonnen. Weitere detaillierte Untersu-
chungen werden folgen. 
Die Untersuchung skizziert zunächst für jeden 
Lebensbereich die völkerrechtlichen Grundlagen 
aus der UN-BRK. Zur Operationalisierung der 
staatlichen Verpflichtungen wurden Indikatoren 
ausgewählt, die verschiedene Aspekte des jewei-
ligen Menschenrechts veranschaulichen sollen.7 
Auch wenn diese Indikatoren nur einen Teil der 
Wirklichkeit abbilden, geben sie doch Auskunft 
darüber, wie weit die Umsetzung menschenrechtli-
cher Verpflichtungen gediehen ist und reflektieren 
Veränderungen in der Menschenrechtslage. 
Mithilfe der Indikatoren wird die Umsetzung der 
Vorgaben aus der UN-BRK durch gesetzliche und 
politische Vorgaben oder zentrale Aktivitäten der 
Landesregierung sowie der Landschaftsverbände 
oder Organisationen und Verbände bewertet. Die 
kommunale Ebene, auf der vielfältige Maßnahmen 
zur Umsetzung der UN-BRK laufen, konnte man-
gels flächendeckender Daten noch nicht betrach-
tet werden. 
Die Folgerungen, die sich aus der Analyse ergeben, 
dienen als Grundlage für Handlungsempfehlungen 
an die jeweils zuständigen Akteure. Dabei besteht 
kein Anspruch auf Vollständigkeit. 
6 CDU / FDP (2017), S. 105.
7 UN, Office of the High Commissioner for Human Rights (OHCHR) (2012); De Beco (2008); Green (2001); Tomaševski (2001).
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2 Datengrundlage und Methodik
ende 2017 lebten in nordrhein-Westfalen 
17,9 Millionen Menschen, davon 1,82 Millionen 
schwerbehinderte Menschen mit einem grad 
der Behinderung von mindestens 50. Das sind 
gut 10 Prozent der gesamtbevölkerung in nord-
rhein-Westfalen. Die anzahl der Betroffenen liegt 
damit um 2,8 Prozent über den Zahlen der letzten 
erhebung von ende 2015 und sogar um 10,8 Pro-
zent über den ergebnissen von 2007. Damals 
wurden 1,64 Millionen Menschen als schwer-
behindert registriert. 10 Prozent der weiblichen 
und 10,4 Prozent der männlichen Bevölkerung 
nordrhein-Westfalens galten ende 2017 im 
Sinne dieser Statistik als schwerbehindert. Mehr 
als die hälfte (56,2 Prozent) aller Betroffenen 
war mindestens 65 Jahre alt. knapp ein Viertel 
(23,4 Prozent) der schwerbehinderten Menschen 
wies den maximalen grad der Behinderung von 
100 auf. 41 Prozent der Betroffenen hatten min-
destens zwei Behinderungen.8
Für das Bundesgebiet lag der anteil von Men-
schen mit anerkannter Schwerbehinderung im 
Jahr 2013 bei 9,3 Prozent der Bevölkerung.9 im 
ersten teilhabebericht der Bundesregierung wird 
auf grundlage des sozioökonomischen Panels von 
2010 allerdings davon ausgegangen, dass Beein-
trächtigungen bei einem knapp dreimal so großen 
Personenkreis, nämlich bei rund 25 Prozent der 
Bevölkerung, vorliegen.10 
8 it.nrW (04.05.2018): Pressemitteilung: ende 2017 lebten in nrW 1,82 Millionen schwerbehinderte Menschen. https://www.it.nrw/
ende-2017-lebten-nrw-182-millionen-schwerbehinderte-menschen-82218 (abgerufen am 10.12.2018).
9 Bundesministerium für arbeit und Soziales (2016), S. 41.
10 Bundesministerium für arbeit und Soziales (2013), S. 44.
















Quelle: landesbetrieb information und technik nordrhein-Westfalen (it.nrW)
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Der Rückgriff auf die Schwerbehindertenstatis-
tik genügt also nicht, um den Personenkreis zu 
erfassen, der im Sinne der UN-BRK zu den Men-
schen mit Behinderungen gezählt werden kann. 
Die Daten spiegeln die Wechselwirkung zwischen 
einer Person mit einer längerfristigen Beeinträch-
tigung und ihrer physischen und sozialen Umwelt 
nicht wider, durch die eine Behinderung nach dem 
Verständnis der UN-BRK entsteht. Beeinträchti-
gungen unterscheiden sich nach Art und Intensität 
sowie im Hinblick auf das Alter, die Lebensläufe 
und Lebenslagen der Menschen. Die Schwerbehin-
dertenstatistik kann deshalb nur ungenügend Ein-
blick geben, wie und unter welchen Bedingungen 
fehlende Teilhabechancen vorliegen. Die Schwer-
behindertenstatistik ist lediglich eine Hilfskonst-
ruktion, zu der es aber bislang keine Alternative 
gibt. Man kann davon ausgehen, dass deutlich 
mehr Menschen längerfristige Beeinträchtigungen 
haben und deshalb Behinderungen erfahren als 
diejenigen, die nach dem SGB IX als schwerbehin-
dert gelten.11
Die Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskon-
vention hat ihre Daten mit einem Methoden-Mix 
ermittelt. Zunächst fertigte sie eine Sekundärana-
lyse verfügbarer Dokumente und Daten an, um 
die Situation behinderter Menschen in Nord-
rhein-Westfalen zu untersuchen. Anschließend 
befragte sie im April 2018 rund 20 behinderten-
politische Verbände aus Nordrhein-Westfalen und 
wertete weitere schriftliche Stellungnahmen von 
Verbänden aus.12 Die vorliegende Untersuchung 
berücksichtigt darüber hinaus Informationen der 
Monitoring-Stelle aus Ressortgesprächen und 
Gesprächen mit weiteren relevanten Akteuren, bei-
spielsweise Landtagsabgeordneten. Ferner flossen 
Erkenntnisse aus der Teilnahme an Gremiensitzun-
gen in die Untersuchung ein.
Methodisch lag der Schwerpunkt darauf, bereits 
vorhandene empirische Erkenntnisse in den men-
schenrechtlichen Kontext einzuordnen. In Fällen, 
wo wenige bis gar keine Daten vorliegen, wird dies 
ausdrücklich vermerkt.13
11 Ebd., S. 7, 59.
12 Siehe https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/monitoring-stelle-un-brk/veranstaltungen/2018/ (abgerufen am 07.12.2018).
13 Erfreulicherweise wird sich die Datenlage durch verschiedene, noch ausstehende Berichte verbessern, vgl. § 12 Absatz 1 IGG NRW 
(Bericht über den Umsetzungsstand der UN-BRK in Nordrhein-Westfalen), § 13 Absatz 2 IGG NRW (Bericht über das IGG NRW), Artikel 12 
Absatz 2 ISG NRW (Evaluierungsbericht zum ISG NRW).
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3 Landespolitische Aktivitäten zur Umsetzung 
der UN-Behindertenrechtskonvention
Auf dem Weg Nordrhein-Westfalens, die gesell-
schaftliche Teilhabe von Menschen mit Behinde-
rungen zu verbessern, sind vor allem seit 2012 
wichtige Schritte eingeleitet worden. Hervorzu-
heben ist insbesondere der Aktionsplan der 
Landesregierung Eine Gesellschaft für alle – 
NRW inklusiv14, die Etablierung eines Normprü-
fungsprozesses und diverse daraus resultierende 
Gesetzesänderungen.
Der genannte Aktionsplan umfasst die Jahre 2012 
bis 2020. Mit ihm hat sich die Landesregierung 
zum Ziel gesetzt, die Umsetzung der UN-BRK in 
Nordrhein-Westfalen und die Erfüllung staatlicher 
Verpflichtungen systematisch anzugehen. Der 
Aktionsplan stellt klar, dass das Thema politische 
Priorität hat und verspricht eine koordinierte 
und zielorientierte Umsetzung der UN-BRK in 
der Praxis. Dem Aktionsplan liegt dabei ein 
neues Verständnis von „Behinderung“ zugrunde: 
Behinderung wird nicht mehr defizitär oder 
medizinisch-orientiert verstanden, sondern men-
schenrechtlich. Eine Behinderung im Sinne der 
UN-BRK liegt dann vor, wenn ein Mensch mit einer 
längerfristigen Beeinträchtigung in seiner physi-
schen und sozialen Umwelt auf Barrieren trifft.
Der Aktionsplan enthält die wesentlichen Maß-
nahmen der Landesregierung zum schrittweisen 
Aufbau inklusiver Strukturen. Er ist als ein dyna-
misches Instrument konzipiert und soll gewähr-
leisten, dass seine Ziele und Maßnahmen an neue 
Entwicklungen und Herausforderungen angepasst 
werden können; auch Ergänzungen sind möglich.15 
Zeitgleich mit der Verabschiedung des Aktions-
plans hat die Landesregierung einen Inklusions-
beirat zur Umsetzung von Artikel 4 Absatz 3 und 
Artikel 33 Absatz 3 UN-BRK eingerichtet.16 Damit 
eröffnet sie die Möglichkeit, dass sich die Zivil-
gesellschaft, insbesondere Menschen mit Behin-
derungen und die sie vertretenden Organisationen, 
in den Überwachungsprozess zur Durchführung 
der UN-BRK aktiv einbringen können. Der Inklu-
sionsbeirat hat die Funktion, die Umsetzung des 
Aktionsplans kritisch zu begleiten, zu unterstützen 
und zu beobachten sowie auf dessen Nachhal-
tigkeit hinzuwirken.17 Auf den Aktionsplan geht 
auch die Einrichtung von Kompetenzzentren für 
selbstbestimmtes Leben von und für Men-
schen mit Behinderungen zurück, die 2016 in 
allen fünf Regierungsbezirken des Landes nebst 
einem Kompetenzzentrum für die spezifischen 
Belange von Menschen mit Sinnesbehinderun-
gen aufgebaut wurden. Die Kompetenzzentren 
sollen als unabhängige Anlauf- und kompetente 
„Peer“-Beratungsstelle Menschen mit Behinde-
rungen und ihren Angehörigen bei der Gestaltung 
eines selbstbestimmten Lebens, etwa der Teilhabe 
am Arbeitsleben, zur Seite stehen.18
Im Zuge der Erstellung des Aktionsplans hat die 
Landesregierung beschlossen, alle landesrechtli-
chen Regelungen systematisch auf Vereinbarkeit 
mit der UN-BRK zu prüfen. Dies soll nicht nur bei 
der Vorbereitung aller zukünftigen Gesetzesvorha-
ben erfolgen, auch bestehende Gesetze werden 
im Hinblick auf sich verändernde Lebensumstände 
dauerhaft überprüft.19 Die Monitoring-Stelle 
14 Landesregierung Nordrhein-Westfalen (2012).
15 Ebd., S. 32.
16 UN, Committee on the Rights of Persons with Disabilities (2018).
17 Landesregierung Nordrhein-Westfalen (2012), S. 45 ff.
18 Ebd., S. 79 ff.
19 Ebd., S. 51 ff.
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UN-Behindertenrechtskonvention des Deutschen 
Instituts für Menschenrechte hat diesen Prozess 
bereits beratend begleitet. Nordrhein-Westfalen 
hat mit der Etablierung und Verstetigung der 
Normprüfung bundesweit eine Vorreiterrolle bei 
der Umsetzung der UN-BRK eingenommen. 
Das Erste allgemeine Gesetz zur Stärkung der 
Sozialen Inklusion in Nordrhein-Westfalen (Inklu-
sionsstärkungsgesetz NRW; ISG NRW) ist ein 
weiterer Meilenstein auf dem Weg zur Umsetzung 
der Rechte von Menschen mit Behinderungen. 
Dieses Gesetz entstand aus der Erkenntnis, dass 
änderungen gemäß den allgemeinen Anforderun-
gen der UN-BRK nicht allein mit einer Novelle des 
Behindertengleichstellungsgesetzes NRW (BGG 
NRW) umzusetzen sind. Das ISG NRW enthält 
neben der Novelle des BGG NRW weitere grund-
sätzliche Regelungen in ande ren Fachgesetzen 
und Verordnungen sowie das Inklusionsgrund-
sätzegesetz NRW (IGG NRW). Dieses bekennt 
sich unter anderem zu den Grundsätzen aus 
der UN-BRK20 und regelt die Wahrnehmung der 
Aufgaben einer Monitoring-Stelle.21 Das ISG NRW 
richtet sich in erster Linie an Träger öffentlicher 
Belange. Sie sind aufgefordert, Maßnahmen zur 
Verbesserung der gesellschaftlichen Teilhabe von 
Menschen mit Behinderungen zu ergreifen. Nach 
einer ausführlichen Verbändeanhörung im Gesetz-
gebungsprozess trat das ISG NRW am 1. Juli 2016 
in Kraft.
Die Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskon-
vention, die auch in den Gesetzgebungsprozess 
zum ISG NRW mit einer Stellungnahme eingebun-
den war22, hat dieses Gesetz begrüßt. Mit diesem 
Gesetz sticht Nordrhein-Westfalen im bundes-
weiten Vergleich positiv hervor. In allen anderen 
Bundesländern lassen entsprechende Gesetze fast 
zehn Jahre nach Inkrafttreten der UN-BRK auf sich 
warten. Nordrhein-Westfalen bietet mit dem ISG 
NRW zugleich anderen Bundesländern geeignete 
Ansatzpunkte für die Verbesserung der rechtlichen 
Grundlagen. 
Mit diesem Schlüsselprojekt für eine zielgerichtete 
Umsetzung der UN-BRK verbindet sich aus Sicht 
der Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskon-
vention die Chance, die Umsetzung der UN-BRK 
auf Landesebene voranzutreiben und zusätzliche 
inklusive Prozesse anzustoßen. Für eine weiterge-
hende Bewertung der Regelungen des ISG NRW 
werden letztlich die praktischen Erfolge entschei-
dend sein.
Entsprechend der Regelung (§ 11 IGG NRW) zur 
Wahrnehmung der Aufgaben einer Monitoring- 
Stelle23 hat Nordrhein-Westfalen zum 1. März 
2017 einen Vertrag mit dem Deutschen Institut 
für Menschenrechte, der Nationalen Menschen-
rechtsinstitution Deutschlands, geschlossen. Ziel 
ist es, die Begleitung der Umsetzung der UN-BRK 
in Nordrhein-Westfalen durch eine unabhängige 
Monitoring-Stelle zu intensivieren. Mit dieser 
Entscheidung folgt Nordrhein-Westfalen einer 
Empfehlung des UN-Ausschusses für die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen.24 Für das 
Monitoring in Nordrhein-Westfalen konnte auf der 
Grundlage des genannten Vertrags eine Stelle 
an der Monitoring-Stelle UN-Behindertenkonven-
tion des Deutschen Instituts für Menschenrechte 
geschaffen werden.
Wohnen, Mobilität, Schule und Arbeit – in die-
sen zentralen Lebensbereichen besteht für viele 
Menschen mit Behinderungen großer Handlungs-
bedarf. Wie setzt Nordrhein-Westfalen die völker-
rechtlichen Vorgaben aus der UN-BRK in diesen 
Bereichen um? Diese Frage soll im Folgenden 
beantwortet werden.
20 § 1 IGG NRW.
21 § 11 IGG NRW.
22 Deutsches Institut für Menschenrechte (2015b).
23 Vgl. Artikel 33 Absatz 2 UN-BRK.
24 UN, Committee on the Rights of Persons with Disabilities (2015), Rn. 61.
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4 Das Recht auf  Wohnen und Leben 
in der Gemeinschaft 
Das Menschenrecht auf Wohnen ist von besonde-
rer Bedeutung für ein selbstbestimmtes Leben. Wo 
ein Mensch wohnt und seinen Lebensmittelpunkt 
hat – dauerhaft oder nur auf Zeit – bestimmt über 
seine Möglichkeiten und Chancen, am gesell-
schaftlichen Leben teilzuhaben. Das Wohnumfeld 
kann zu einem selbstbestimmten Leben beitragen 
oder dieses verhindern.
Für Menschen mit Behinderungen stellen sich im 
Alltag ganz grundsätzliche Fragen: Wie komme 
ich von meinem Wohnort zur Schule oder zur 
Bildungseinrichtung, wie zu meinem Arbeitsplatz? 
Wie schaffe ich es von dort aus, meinen weiteren 
Alltag zu bewältigen, etwa den Einkauf oder den 
Arzttermin? Wie komme ich zu einer Freizeitein-
richtung, die auch inklusive Angebote macht? 
Verschiedene Umstände erschweren die Suche 
nach behindertengerechtem Wohnraum. So 
ist zum Beispiel barrierefreier Wohnraum ein 
sehr knappes Gut. Hohe Kosten für Wohnraum 
bereiten gerade Menschen mit Behinderungen, 
die durchschnittlich weniger Einkommen haben 
als Menschen ohne Behinderungen, besondere 
Schwierigkeiten. 
Fehlende oder nur an bestimmte Wohnformen 
geknüpfte Unterstützung sowie eine unzulängliche 
kommunale Infrastruktur führen noch oft dazu, 
dass Menschen mit Behinderungen in abgelegenen 
Wohneinrichtungen untergebracht oder von Fami-
lienmitgliedern abhängig sind. Immer noch ist das 
Vorurteil verbreitet, dass Menschen mit Behinde-




In Artikel 19 der UN-BRK sind eine unabhän-
gige Lebensführung und die Einbeziehung in die 
Gemeinschaft festgeschrieben. Menschen mit 
Behinderungen sollen gleichberechtigt die Mög-
lichkeit haben, ihren Aufenthaltsort zu wählen 
(Artikel 19 Buchstabe a) – dies gilt im Sinne eines 
Wahl-, Entscheidungs- und Verweigerungsrechts 
und unabhängig von der Art und Schwere ihrer 
Beeinträchtigung. Sie sollen auch Zugang zu 
Unterstützungsdiensten zu Hause haben (Arti-
kel 19 Buchstabe b). Das setzt voraus, dass diese 
Unterstützungsdienste und Einrichtungen auch zur 
Verfügung stehen (Artikel 19 Buchstabe c).25 
Die UN-BRK verpflichtet den Staat also dazu, ein 
inklusives und befähigendes Wohnumfeld für Men-
schen mit Behinderungen im Sinne eines „inklu-
siven Sozialraums“ zu schaffen. Eine inklusive 
Sozialraumgestaltung von Städten, Landkreisen 
und Gemeinden verlangt einen Politikansatz, der 
aktuell – angestoßen durch das Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales auf einer Veranstal-
tung zur bundesweiten Initiative SozialraumInklusiv 
(ISI) in 2018 in Essen26 – breiter diskutiert wird.
Aufgabe der Politik ist es demnach, die notwen-
digen Rahmenbedingungen dafür zu schaffen, 
dass Menschen – mit oder ohne Behinderung – 
selbstbestimmt und gemeinschaftlich miteinander 
leben können und nicht von Institutionen abhän-
gig sind. Dazu gehört die Planung und Koordi-
nierung von ortsnahen Unterstützungsdiensten 
wie persönliche Assistenz, von medizinischen 
Dienstleistungen sowie von Unterstützung bei 
25 Ausführlicher siehe Deutsches Institut für Menschenrechte (2016a), S. 4 ff.
26 Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2018).
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der Pflege und im Haushalt. Außerdem ist ein 
gleichberechtigter (barrierefreier) Zugang zu allen 
Einrichtungen des alltäglichen Lebens erforder-
lich, beispielsweise zu Diensten und Einrichtun-
gen der allgemeinen  sozialen Unterstützung, zu 
Bildungs angeboten,  Infrastruktur oder Kultur- und 
Freizeiteinrichtungen. 
Zugleich verlangt die UN-BRK eine Deinstitutionali-
sierung, also einen Veränderungsprozess weg von 
institutionalisierten Wohnformen hin zu Wohn-
möglichkeiten, die Menschen mit Behinderungen 
Kontrolle über das eigene Leben sowie Inklusion 
in die und Partizipation an der Gemeinschaft 
ermöglichen.27 Es geht aber auch darum, Vorgaben 
abzubauen, die die Wahlfreiheit indirekt einschrän-
ken oder dazu führen, dass Unterstützung nur in 
bestimmten Einrichtungen angeboten wird, etwa 
Richtlinien für Einrichtungen durch die Träger und 
Kostenvorgaben. 
Den Nachdruck zu dieser Entwicklung erzeugt 
auch die internationale Seite. Der UN-Ausschuss 
für die Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen, der die Umsetzung der UN-BRK in allen 
Vertragsstaaten – also auch in Deutschland – 
begleitet, hat 2017 in einer Allgemeinen Bemer-
kung noch einmal ausdrücklich bestätigt, dass 
es nicht ausreicht, Einrichtungen – unabhängig 
von ihrer Größe – zu schließen, um die Vorga-
ben der UN-BRK zu erfüllen. Vielmehr müss-
ten umfassende Programme zur Stärkung von 
Dienstleistungen und ganzen Gemeinden sowie 
Aufklärungsprogramme aufgelegt werden.28 Ziel 
müsse es außerdem sein, Wohnmöglichkeiten 
für Menschen mit Behinderungen zu schaffen, 
die ihnen Entscheidungen und Kontrolle über das 
eigene Leben sowie Inklusion und soziale Teilhabe 
ermöglichen. Folglich müssten auch rechtliche 
Vorschriften abgeschafft werden, die die Wahl-
möglichkeiten von Menschen mit Behinderungen 
einschränken und sie praktisch zwingen, entgegen 
ihren Wünschen in Institutionen und anderen seg-
regierenden Orten zu leben.29
Bereits 2015 kritisierte der UN-Ausschuss im Rah-
men der Staatenprüfung Deutschlands den hohen 
Grad an Institutionalisierung, den Mangel an alter-
nativen Wohnformen und die fehlende Infrastruk-
tur für Menschen mit Behinderungen.30 Er forderte 
Deutschland als Vertragsstaat der UN-BRK auf, die 
notwendigen sozialen Assistenzdienste und ambu-
lanten Dienste auszubauen. Der UN-Ausschuss 
empfahl den staatlichen Stellen, ausreichend 
Finanzmittel für den Abbau von institutionalisier-
ten Wohnformen und für die Förderung unabhän-
giger Lebensführung sowie für die Verbesserung 
des Zugangs zu Programmen und Leistungen zum 
Leben in der Gemeinschaft bereitzustellen.31 
4.2 Umsetzung des Rechts 
auf Wohnen und Leben 
in der Gemeinschaft in 
Nordrhein-Westfalen
Das selbstbestimmte Leben von Menschen mit 
Behinderungen ist in Nordrhein-Westfalen ein 
gesellschaftlich wie politisch bekräftigtes Ziel.32 
Doch die Wirklichkeit ist davon noch entfernt. Im 
April 2018 bezeichneten behindertenpolitische 
Organisationen bei einer Konsultation mit der 
Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention 
den großen Mangel an geeignetem und bezahl-
barem Wohnraum als größte Schwierigkeit für 
Menschen mit Behinderungen in Nordrhein-West-
falen. Ein Leben in einer Großeinrichtung sei daher 
für Menschen mit Behinderungen oft alternativlos. 
Insbesondere in den Ballungszentren fehlten 
Anreize, barrierefreie, uneingeschränkt mit dem 
Rollstuhl nutzbare Wohnungen in allen Wohnlagen 
zu bauen. Das gälte sowohl für Neu- als auch für 
Umbauten. ältere Menschen mit Behinderungen 
berichteten, dass sie häufig schon vor Jahren 
27 Vgl. auch UN, Committee on the Rights of Persons with Disabilities (2017), Rn. 97.
28 Ebd., Rn. 33.
29 Vgl. auch UN, Committee on the Rights of Persons with Disabilities (2014), Rn. 25.
30 UN, Committee on the Rights of Persons with Disabilities (2015), Rn. 41.
31 Ebd., Rn. 42.
32 CDU / FDP (2017), S. 78, 106.; Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung NRW (2018), S. 15.
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oder Jahrzehnten aufgrund von Wohnraummangel 
gezwungen waren, aus der Wohngegend ihrer Wahl 
wegzuziehen. Eine Rückkehr sei oft nicht möglich. 
Ambulant betreutes Wohnen, also die Möglichkeit, 
in der eigenen Wohnung leben und sich die not-
wendige Unterstützung holen zu können, sei nicht 
überall vorhanden. 
Ob Menschen mit Behinderungen selbst entschei-
den können, wo und mit wem sie leben möchten, 
ob sie sozial einbezogen sind und ob sie gleich-
berechtigt an der Gesellschaft teilhaben können, 
hängt im Wesentlichen von drei Voraussetzungen 
ab: von der Verfügbarkeit von barrierefreiem, 
uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbarem 
Wohnraum, vom Angebot an Unterstützungs-
leistungen und von der Gestaltung inklusiver 
Sozialräume. 
Wie die Vorgaben der UN-BRK in diesen Bereichen 
in Nordrhein-Westfalen umgesetzt werden, wird im 
Folgenden untersucht. 
Wohnraum 
Eine zentrale Voraussetzung für Wahlfreiheit und 
ein Leben außerhalb von Sondereinrichtungen ist 
die Verfügbarkeit von zugänglichem und bedarfs-
gerechtem Wohnraum.33 Der ohnehin zunehmend 
angespannte Wohnungsmarkt in Nordrhein-West-
falen ist für Menschen mit Behinderungen beson-
ders brisant. Aus menschenrechtlicher Perspektive 
ist es daher von entscheidender Bedeutung, ob 
die Politik sich nicht nur das Ziel gesetzt hat, 
barrierefreien, uneingeschränkt mit dem Rollstuhl 
nutzbaren Wohnraum zu schaffen, sondern ob sie 
die Erreichung dieses Ziels auch mit wirksamen 
Maßnahmen und Förderprogrammen in einem 
abgesteckten und zeitlich überschaubaren Zeitrah-
men vorantreibt. 
Um eine bedarfsgerechte Wohninfrastruktur 
sicherzustellen, muss barrierefreier Wohnraum 
nicht nur vorhanden, sondern auch bezahlbar sein. 
Für Menschen mit Behinderungen, die Eingliede-
rungshilfen, Grundsicherung oder ein geringes 
Entgelt aus ihrer Beschäftigung erhalten, bei-
spielsweise aus einer Tätigkeit in einer Werkstatt 
für behinderte Menschen (WfbM), ist barriere-
freier Wohnraum häufig nicht erschwinglich. Hier 
müssen die politisch Verantwortlichen rechtliche 
Rahmenbedingungen schaffen, damit Menschen 
mit Behinderungen ihr Recht auf Leben in der 
Gemeinschaft wahrnehmen können.
Einer Schätzung zufolge gab es in Nordrhein-West-
falen im Jahr 2008 rund 8 Millionen Wohnungen, 
wovon rund 100.000 als barrierefrei oder barriere-
arm galten.34 Das entspricht lediglich einem Anteil 
von 2 Prozent. Eine andere, im Jahr 2011 durchge-
führte Schätzung – auf Basis einer bundesweiten 
Repräsentativbefragung des Kuratoriums Deut-
sche Altershilfe (KDA) in Seniorenhaushalten – 
ergab, dass es insgesamt 307.000 barrierefreie 
Wohn einheiten gab – das entspricht 3,8 Prozent.35 
Das KDA ermittelte 2011 darüber hinaus einen 
zusätzlichen Bedarf an 251.000 „weitgehend bar-
rierefreien Wohnungen“36 für Nordrhein-Westfalen. 
Der Bedarf könnte aufgrund des demografischen 
Wandels und der Bevölkerungsentwicklung mittler-
weile deutlich höher liegen. 
Diese Schätzungen geben zwar Anhaltspunkte, 
sind aber mit Vorsicht zu betrachten. Es gibt 
weder verlässliche Daten über den Anteil barri-
erefreier Wohnungen am gesamten Bestand in 
Nordrhein-Westfalen noch über den tatsächlichen 
Bedarf an barrierefreien Wohnungen. Damit fehlen 
die Voraussetzungen, um bedarfsgerecht planen 
zu können. 
Es ist nach heutigem Stand äußerst fraglich, ob 
der soziale Wohnungsbau in Nordrhein-Westfalen 
den Mangel an barrierefreien, mit dem Rollstuhl 
uneingeschränkt nutzbaren Wohnungen beheben 
33 UN, Committee on the Rights of Persons with Disabilities (2017), Rn. 25, 59.
34 Ministerium für Bau und Verkehr NRW (2008), S. 16. Der Wohnungsbestand ist bis Ende 2017 auf knapp 9 Millionen Wohnungen gestie-
gen. Wie viele davon als barrierefrei oder barrierearm eingestuft werden können, ist nicht klar.
35 Kuratorium Deutsche Altershilfe (2014), S. 21.
36 „Weitgehend barrierefreie Wohneinheit“ müssen folgende Mindestanforderungen erfüllen: nicht mehr als drei Stufen zum Haus oder Woh-
nungseingang, keine Stufen innerhalb der Wohnung, ausreichende Bewegungsflächen und Türbreiten im Sanitärbereich, Vorhandensein 
einer bodengleichen Dusche.
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kann. Die Landesregierung hat ein 800 Millionen 
Euro schweres Programm zur Förderung des 
Wohnungsbaus ins Leben gerufen (2018 bis 
2022).37 Wie es sich auswirken wird, lässt sich 
zum jetzigen Zeitpunkt nicht abschätzen. 520 Mil-
lionen Euro sollen in die Neuschaffung von Wohn-
raum fließen. Damit soll sowohl neuer Wohnraum 
für Menschen mit Behinderungen geschaffen 
als auch Wohnraum in Einrichtungen für Men-
schen mit Behinderungen gefördert werden. 80 
Millionen Euro sind für Modernisierungsmaßnah-
men von Bestandswohnungen vorgesehen, ein 
Schwerpunkt ist die Verringerung von baulichen 
Barrieren.38 
Auch wenn sich die geplanten Maßnahmen im 
sozialen Wohnungsbau mittelfristig positiv auf 
Menschen mit Behinderungen auswirken können, 
werden sie nicht ausreichen, um den gesamten 
Bedarf an benötigtem Wohnraum zu decken. Denn 
zunächst zeigen Prognosen für Nordrhein-West-
falen einen starken Rückgang des sozialen 
Wohnungsbaus. Im Zeitraum von 2000 bis 2016 
hat der preisgebundene Wohnungsbestand von 
circa 888.000 auf circa 467.000 Wohnungen 
abgenommen; das entspricht einem Rückgang 
um 47 Prozent. Bis 2040 fallen außerdem vor-
aussichtlich rund 42 Prozent der am 31.12.2015 
preisgebundenen Mietwohnungen aus der Miet-
preis-Bindung.39 Dadurch könnten die Mieten 
weiter steigen. 
Hinzu kommt, dass das Vorgänger-Wohnbauför-
derprogramm, das Barrierefreiheit als zwingende 
Fördervoraussetzung vorsieht, immer weniger 
in Anspruch genommen wird: 2016 wurden 
nur 238 Wohnungen umgebaut, 2015 waren es 
noch 364 und 2014 499 Wohnungen. Es bleibt 
zu hoffen, dass dieser Negativtrend umgekehrt 
werden kann und die vom Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Gleichstellung NRW 2018 
vorgenommenen Programmumstellungen, bei-
spielsweise durch verstärkte Anreize in Form von 
Tilgungsnachlässen, Wirkung zeigen.
Vor diesem Hintergrund hat die Monitoring-Stelle 
UN-Behindertenrechtskonvention kritisiert, dass 
die Landesbauordnung NRW, die ursprünglich 
im Dezember 2017 in Kraft treten sollte und 
unter anderem eine Mindestzahl an rollstuhl-
gerechten Wohnungen ab einer bestimmten 
Wohnungszahl vorsah, von der aktuellen Lan-
desregierung gestoppt wurde. Im sogenannten 
Baurechts modernisierungsgesetz NRW, ver-
abschiedet im Juli 2018, fehlt leider jede Vorgabe 
zur Schaffung barrierefreier, uneingeschränkt mit 
dem Rollstuhl nutzbarer Wohnungen. Darüber 
hinaus enthält das Gesetz Ausnahmetatbestände, 
mit denen Barrierefreiheit umgangen werden 
kann (vgl. § 49 Absatz 2 und 3, § 59 Absatz 2 
Satz 2 BauModG NRW). 
Das Baurechtsmodernisierungsgesetz NRW trägt 
nach Ansicht der Monitoring-Stelle UN-Behinder-
tenrechtkonvention nicht zur Verbesserung des 
Rechts auf Wohnen von Menschen mit Behin-
derungen bei. Das ist bedauerlich, denn das 
Bauordnungsrecht der Länder ist als politisches 
Instrument für die Schaffung von Wohnraum für 
Menschen mit Behinderungen zentral und sollte 
entsprechend ausgestaltet werden. Vergleicht 
man die 2018 neu geschaffene Rechtslage mit 
den ursprünglich vorgesehenen Regelungen zum 
barrierefreien Bauen, ist ein Rückschritt hinter die 
bereits erreichten gesetzlichen Verbesserungen 
zu verzeichnen. Für diese Regression gibt es keine 
plausible Begründung, zumal barrierefreies Bauen 
keine Frage der Kosten, sondern vielmehr der 
Konzeption und Planung ist.40
Auch wenn die Datenlage zum Bestand und Bedarf 
an barrierefreiem Wohnraum noch ausbaufähig 
ist, weisen die vorliegenden Schätzungen sowie 
die politischen sowie rechtlichen Rahmenbedin-
gungen auf einen großen Bedarf an barrierefreien, 
uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbaren 
Wohnungen hin. Die Maßnahmen, mit denen die 
Landesregierung die Wohnsituation von Menschen 
mit Behinderungen bislang verbessern will, sind 
37 Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung (2018).
38 Ebd., S. 21.
39 NRW.Bank, Bereich Wohnraumförderung (Bestands- und Besetzungskontrolle 2001-2017), entnommen der Antwort der Landesregierung 
auf die Kleine Anfrage 299 (Landtags-Drucksache 17/900).
40 Deutscher Städte- und Gemeindebund / Terragon (2017).
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nach Ansicht der Monitoring-Stelle UN-Behinder-
tenrechtkonvention nicht ausreichend. Um die 
Vorgaben der UN-BRK zu erfüllen, muss sie weit-
reichendere Maßnahmen ergreifen.
Unterstütztes Wohnen
Unterstütztes Wohnen ist wichtig, um Menschen 
mit Behinderungen Wege aus segregierenden 
Institutionen zu eröffnen und ihnen ein Leben in 
der Gemeinschaft zu ermöglichen. Menschen mit 
Behinderungen sollten nach individuellem Bedarf 
und persönlicher Präferenz aus bestehenden 
Diensten und Dienstleistern auswählen können. 
Die Unterstützung sollte ausreichend flexibel sein 
und den Bedürfnissen der Nutzer_innen entspre-
chen – und nicht umgekehrt.41
An dieser Stelle setzt auch der Aktionsplan Eine 
Gesellschaft für alle – NRW inklusiv an. Darin 
sind unter anderem Maßnahmen enthalten, durch 
die Menschen mit Behinderungen im Bereich des 
Wohnens besser unterstützt werden sollen – ganz 
im Sinne der UN-BRK. Dazu gehört das im Rah-
men des Inklusionsstärkungsgesetzes NRW im 
Juni 2016 verabschiedete Ausführungsgesetz 
Nordrhein-Westfalens zum SGB XII, das unter 
anderem folgende Ziele verfolgt: die Bündelung 
der Zuständigkeiten beider Landschaftsverbände 
für Eingliederungshilfe im Bereich des Wohnens – 
sie soll unbefristet erfolgen und gesetzlich veran-
kert werden – sowie den Abbau von Schnittstellen 
zwischen örtlichen und überörtlichen Trägern der 
Sozialhilfe. Damit soll das Prinzip Hilfen aus einer 
Hand gestärkt, Doppelprüfungen vermieden sowie 
verbindlichere Regelungen für die Zusammenarbeit 
der örtlichen und überörtlichen Ebene geschaffen 
werden.42 
Mit den landesrechtlichen Regelungen zur Umset-
zung des Bundesteilhabegesetzes (BTHG) hat sich 
daran nichts geändert. Auch wenn solche Maßnah-
men geeignet sein können, die Wahlfreiheit von 
Menschen mit Behinderungen zu stärken und Ent-
scheidungen zur selbstbestimmten Lebensführung 
zu erleichtern, fehlen doch Maßnahmen, die die 
Kooperation aller Beteiligten strukturell verbessern 
oder die Dominanz fiskalischer gegenüber fach-
licher Überlegungen überwinden. 
Der Anteil der Menschen mit Behinderungen, die 
in ambulanten Wohnformen leben, ist in Nord-
rhein-Westfalen – und zwar sowohl im Gebiet des 
Landschaftsverbands Rheinland (LVR) als auch im 
Gebiet des Landschaftsverbands Westfalen-Lippe 
(LWL) – überdurchschnittlich hoch. Dem Kenn-
zahlenbericht der Bundesarbeitsgemeinschaft der 
überörtlichen Träger der Sozialhilfe (BAGüS) von 
2016 zufolge erhalten 63.265 Menschen ambu-
lante Eingliederungshilfen, was deutlich mehr als 
die Hälfte der Leistungsberechtigten ausmacht.43 
Beide Landesteile liegen mit diesen Zahlen über 
dem Bundeschnitt in Höhe von 49 Prozent. Nur die 
beiden Stadtstaaten Berlin und Hamburg ver-
zeichnen höhere Quoten.44 Das ist erfreulich und 
eine Errungenschaft, die weiter ausgebaut werden 
sollte.
Für einen bundesweiten Vergleich wird die soge-
nannte Ambulantisierungsquote herangezogen. 
Diese zeigt den Anteil der Menschen mit Behinde-
rungen an, die Leistungen des ambulant betreuten 
Wohnens in Anspruch nehmen – im Gegensatz zu 
solchen, die in stationären Einrichtungen leben. 
Im Rheinland (zuständiger Leistungsträger ist der 
LVR) lag diese Quote 2016 bei 61,7 Prozent (2014: 
60 Prozent) und in Westfalen (zuständiger Leis-
tungsträger ist der LWL) bei 55,8 Prozent (2014: 
53,4 Prozent).45 
Mit dem Projekt Selbständiges Wohnen behin-
derter Menschen – Individuelle Hilfen aus einer 
Hand hat die Landesregierung ab 2003 das Ziel 
verfolgt, durch eine befristete Zusammenführung 
der Zuständigkeit für Hilfen zum selbständigen 
41 UN, Committee on the Rights of Persons with Disabilities (2017), Rn. 28.
42 Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales NRW (2017), S. 50 f.
43 Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe (2016), S. 55 (eigene Berechnung nach Statistischem Bundesamt 
(2016) unter https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/Soziales/Sozialleistungen/Sozialhilfe/BesondereLeistun-
gen/Tabellen/Tabellen_BL_EingliederunghilfeBehinderteMenschen.html (abgerufen am 01.12.2018))
44 Ebd., S. 56.
45 Ebd., S. 15.


















Quelle: Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Sozialhilfeträger
Wohnen bei den überörtlichen Trägern innovative 
Wege zur Weiterentwicklung der ambulanten Ein-
gliederungshilfe zu eröffnen.46 
Beispielsweise gelang es den Landschaftsver-
bänden, durch den Abschluss entsprechender 
Zielvereinbarungen mit Wohlfahrtsverbänden 
und Wohnheimträgern stationäre Einrichtungen 
abzubauen. Positiv zu bewerten sind außerdem 
individuelle Hilfeplanungen und die Hilfeplankon-
ferenzen des LVR in den Kreisen und Städten, 
der Einsatz von Koordinierungs-, Kontakt- und 
Beratungsstellen in allen Kreisen und Städten des 
Rheinlands.
Auch der LWL trägt mit seinem Projekt Umset-
zung Teilhabe 2015 (UTe) dazu bei, individuelle 
Unterstützungsbedarfe für das ambulant betreute 
Wohnen mithilfe eines neuen Hilfeplanverfahrens 
zu ermitteln und zu berücksichtigen.47 Solche 
gezielten Steuerungsmaßnahmen zur Deinstitutio-
nalisierung sind zu begrüßen und sollten verstetigt 
werden.
Ende 2016 betrug die Ambulantisierungsquote 
bei Menschen mit einer sogenannten seelischen 
Behinderung, also einer psychosozialen Beein-
trächtigung, gut 80 Prozent (LVR) bzw. knapp 
75 Prozent (LWL). Die Ambulantisierungsquote für 
Menschen mit einer körperlichen oder intellek-
tuellen Beeinträchtigung lag dagegen bei knapp 
37 Prozent (LVR) bzw. gut 32 Prozent (LWL).48
Obwohl die Zahl an ambulanten Plätzen für Men-
schen mit psychosozialen Beeinträchtigungen seit 
2005 gestiegen ist, wurden die stationären Plätze 
nicht abgebaut.49 Die Anzahl von Heimen mit über 
100 Bewohner_innen ist relativ hoch (über 2.600 
Plätze in vollstationären Einrichtungen dieser 
Größenordnung)50 und steht im Widerspruch zu 
menschenrechtlichen Vorgaben. 
Zu weiteren Maßnahmen der Landschaftsverbände 
gehört, dass der LVR im Rahmen ambulanter 
Wohnhilfen des LVR-HPH-Netzes Ost für heil-
pädagogischen Hilfen für Erwachsene mit geistiger 
Behinderung damit begonnen hat, die Kund_innen 
der Wohnhilfe als Expert_innen in eigener Sache 
regelmäßig durch die Mitglieder des Kompetenz-
teams Betreutes Wohnen befragen zu lassen. 
Diese Maßnahme trägt dazu bei, systematische 
Verbesserungen anzustoßen. Sie stärkt darüber 
46 Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW (2008).
47 Landschaftsverbands Westfalen-Lippe (2018), S. 35.
48 Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe (2016), S. 16 f. 
49 Ministerium für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter NRW (2017), S. 95 f.
50 Ebd., S. 95.
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hinaus – ganz im Sinne der UN-BRK – die Selbst-
bestimmung und Mitbestimmung der befragten 
Menschen.51 
Auch der LWL bietet ambulant betreutes Woh-
nen an und will langfristig mehr Menschen mit 
komplexem Hilfebedarf ein Leben in den eigenen 
vier Wänden ermöglichen – flächendeckend in 
allen Städten und Kreisen in Westfalen-Lippe. 
Das LWL-Projekt Ambulantisierung II will 
insbesondere Menschen mit Behinderungen, die 
derzeit in Wohneinrichtungen der Behindertenhilfe 
leben, dabei unterstützen, ein weitgehend selbst-
bestimmtes Leben außerhalb von stationären 
Wohnformen zu führen. Dafür werden stationäre 
Außenwohngruppen52 systematisch überprüft 
und mit Leistungsanbietern „individuelle, träger-
bezogene Zielvereinbarungen“ geschlossen. So 
sollen 750 bisher stationär betreute Menschen mit 
Behinderungen aus Wohnheimen und Außenwohn-
gruppen in die eigenen vier Wände selbstbestimmt 
leben können und ambulant betreut werden.53
Es fehlen gegenwärtig Daten, die differenzierende 
Rückschlüsse auf adäquate wohnbezogene Unter-
stützungsangebote für bestimmte Personenkreise 
zulassen, etwa für Menschen mit intellektuellen und 
psychosozialen Beeinträchtigungen, Menschen mit 
verschiedenen Sinnesbeeinträchtigungen, Frauen 
und Mädchen mit Behinderungen, Menschen mit 
intellektuellen Beeinträchtigungen im Alter, Men-
schen mit Behinderung und Migrationshintergrund, 
junge Erwachsene mit anderen Lernmöglichkeiten 
beziehungsweise psychosozialen Behinderungen, 
Menschen mit hohem und komplexem Unterstüt-
zungsbedarf sowie für Menschen mit erworbenen 
Beeinträchtigungen. Die verfügbaren Daten unter-
scheiden nicht zwischen den Personenkreisen, 
häufig nicht einmal nach Geschlecht. 
Auch fehlen qualitative Studien zu menschen-
rechtlich relevanten Aspekten des unterstützten 
Wohnens in Nordrhein-Westfalen. Bisher wurde 
noch nicht auf repräsentativer Grundlage unter-
sucht, inwieweit Menschen mit Behinderungen 
ihren Wohnort tatsächlich ihren Wünschen ent-
sprechend frei wählen können, wie es Artikel 19 
UN-BRK als Ziel definiert.
Die aktuelle Landesregierung hat in ihrem Koali-
tionsvertrag festgehalten, dass sie unterstützte 
Wohnformen nicht prioritär, sondern nur gleich-
berechtigt mit stationären Einrichtungen fördern 
will.54 Aus menschenrechtlicher Sicht ist dieser 
Ansatz problematisch, da er keinen Willen zum 
Abbau stationärer Einrichtungen erkennen lässt. 
Eine selbstbestimmte Lebensführung ist jedoch in 
einer stationären Einrichtung nur schwer oder gar 
nicht möglich. Umso begrüßenswerter ist daher 
das im Juni 2017 gestartete Projekt Wohnen 
selbstbestimmt der Stiftung Bethel in Partner-
schaft mit der Lebenshilfe NRW. Es beruht auf 
der Grundannahme, dass in Nordrhein-Westfa-
len bereits genug Wissen über die spezifischen 
Bedarfe und Wünsche von Menschen mit Behinde-
rungen beim selbstbestimmten Wohnen vorhanden 
ist. Das Projekt will dieses Wissen zusammen-
tragen, bewerten und verknüpfen. Auch wenn 
die Auswertung des Projekts abgewartet werden 
muss, ist der Ansatz, sich bei der Entwicklung von 
Lösungsansätzen an Best-Practice-Beispiele zu 
orientieren, zielführend. 
Sozialraumentwicklung
Für die Verwirklichung des Rechts auf unab-
hängige Lebensführung und Einbeziehung in die 
Gemeinschaft ist es ausschlaggebend, wie zugäng-
lich die Nachbarschaft, der Stadtteil und die 
Kommune für Menschen mit Behinderungen sind. 
Stadtentwicklungspolitik muss deshalb inklusiv 
sein, sie muss die Bedürfnisse von Menschen mit 
Behinderungen bei der Planung von allgemeinen 
Angeboten und Diensten, beispielsweise sozialen 
Unterstützungsangeboten, berücksichtigen und 
sie konsequent beteiligen. Leider sind bislang 
keine flächendeckenden Daten zur inklusiven 
51 Landschaftsverband Rheinland (2018), S. 46.
52 Außenwohngruppen gehören organisatorisch meisten zu einem Wohnheim, werden jedoch weniger intensiv betreut und dienen übli-
cherweise als Übergang in das ambulant betreute Wohnen. Die Betreuung soll die Selbständigkeit der Bewohner_innen stärken und ein 
eigenständiges Leben vorbereiten.
53 Landschaftsverband Westfalen-Lippe (2018), S. 46 ff.
54 CDU / FDP (2017), S. 106.
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Sozialraum entwicklung in Nordrhein-Westfalen 
verfügbar. Auch über wohnortnahe inklusive 
Dienstleistung ist wenig bekannt. 
Das Landesrecht regelt im Behindertengleich-
stellungsgesetz NRW, dass bauliche Anlagen, 
öffentliche Wege, Plätze, Straßen sowie Verkehrs-
anlagen und Beförderungsmittel barrierefrei 
gestaltet werden müssen. Dabei müssen die 
Verbände der Menschen mit Behinderungen 
frühzeitig einbezogen werden.55 Das Inklusi-
onsgrundsätzegesetz NRW regelt zudem die 
Zugänglichkeit der Dienste und Einrichtungen für 
die Allgemeinheit und gibt vor, dass diese durch 
die Träger der öffentlichen Belange schrittweise 
barrierefrei gestaltet werden sollen: Sie müssen 
allgemein auffindbar, zugänglich und nutzbar sein. 
Sondereinrichtungen und -dienste für Menschen 
mit Behinderungen sollen soweit wie möglich ver-
mieden werden.56 Die Träger öffentlicher Belange 
müssen zudem dafür sorgen, dass fachlich und 
regional erforderliche Dienste in ausreichender 
Zahl und Qualität zur Verfügung stehen.57 Ergän-
zend regelt das Wohn- und Teilhabegesetz 
NRW, dass Wohnangebote in räumlicher Nähe zu 
Wohnsiedlungen errichtet werden müssen. Sie 
sollen so gelegen sein, dass die Bewohner_innen 
am Leben in der örtlichen Gemeinschaft teilha-
ben können.58 Das BTHG verpflichtet die Länder 
darüber hinaus dazu, für flächen- und bedarfsde-
ckende, am Sozialraum orientierte und inklusiv 
ausgerichtete Angebote zu sorgen und die Träger 
der Eingliederungshilfe bei der Umsetzung ihres 
Sicherstellungsauftrages zu unterstützen.59 Das 
Landesausführungsgesetz BTHG (AG BTHG 
NRW) rückt dementsprechend diesen Auftrag 
stärker in den Fokus und benennt die Förderung 
von flächen- und bedarfsdeckenden, am Sozi-
alraum orientierten, inklusiven Angeboten als 
wichtige Aufgabe der Arbeitsgemeinschaft zur 
Förderung und Weiterentwicklung der Strukturen 
der Eingliederungshilfe.60
Die Landesregierung hatte sich im Rahmen des 
Aktionsplans Eine Gesellschaft für alle – NRW 
inklusiv vorgenommen, Gebäude der Landesre-
gierung61 fortlaufend zu überprüfen und weiterzu-
entwickeln. Sie wollte Hinweise für barrierefreie 
Verkehrsanlagen (H BVA) verbindlich machen und 
einen Leitfaden zur Barrierefreiheit von Bundes- 
und Landesstraßen erstellen. Aufgrund fehlender 
Personalressourcen wurden diese Maßnahmen 
bisher nicht umgesetzt.62
Die Landesregierung hatte darüber hinaus die 
Universität Siegen Ende 2011 damit beauftragt, 
die Gelingensfaktoren für inklusive Sozialraument-
wicklung und Teilhabeplanung zu erforschen. Aus 
den Ergebnissen ist die Arbeitshilfe Inklusive 
Gemeinwesen Planen63 entstanden. Sie enthält 
konkrete Hinweise, wie die Entwicklung eines 
inklusiven Gemeinwesens im Sinne der UN-BRK 
als Querschnittsthema in der kommunalen Pla-
nung berücksichtigt werden kann. Aufbauend 
auf dieser Arbeitshilfe führt das Zentrum für 
Planung und Evaluation sozialer Dienste (ZPE) der 
Universität Siegen in Zusammenarbeit mit dem 
nordrhein-westfälischen Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales (MAGS) das Forschungs-
projekt Inklusionskataster NRW durch. Hierbei wird 
eine interaktive und dynamische Internetplattform 
entwickelt, auf der Projektbeispiele, Projektideen 
und Planungsaktivitäten zur Entwicklung inklu-
siver Gemeinwesen versammelt sind. Das Pro-
jekt will Kommunen und andere Akteure bei der 
Umsetzung der UN-BRK unterstützten.64 Beide 
Instrumente sind wertvolle Beiträge zur Weiter-
entwicklung eines inklusiven Sozialraums, die die 
menschenrechtlichen Vorgaben im Rahmen von 
Sozialplanung berücksichtigen. 
55 § 7 BGG NRW.
56 § 7 Absatz 1 IGG NRW.
57 § 7 Absatz 2 IGG NRW.
58 § 4 Absatz 6 WTG NRW.
59 § 94 Absatz 3 SGB IX n. F.
60 § 6 Absatz 2 Nr. 5 AG BTHG NRW.
61 Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales NRW (2017), S. 37.
62 Ebd., S. 48. 
63 Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW (2014). 
64 https://inklusionskataster-nrw.de/start/aktuelles/ (abgerufen am 07.12.2018).
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Aufgabe der vom Land geförderten Agentur Barri-
erefrei ist es seit 2013, den Bestand an öffentlich 
zugänglichen Gebäuden landesweit zu erheben.65 
Die laufenden Ergebnisse werden auf dem Inter-
netportal NRW informierBar der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht.66 Es ist zu begrüßen, dass die 
so entstehende Datensammlung dazu beigeträgt, 
das Recht auf unabhängige Lebensführung und 
Einbeziehung in die Gemeinschaft umzusetzen. 
Insbesondere bleibt zu hoffen, dass das Sichtbar-
machen und Auszeichnen von guten Beispielen 
andere Kommunen anspornt, ihre Barrierefreiheit 
zu verbessern.
Interessant ist auch das im Juni 2017 gestartete 
LWL-Programm für selbständiges und tech-
nikunterstütztes Wohnen von Menschen mit 
wesentlichen Beeinträchtigungen im Quartier 
(SeWo). Im Rahmen dieses Programms sollen 
innerhalb von fünf Jahren 15 Wohnprojekte 
entstehen, die die Bedürfnisse der Mieter_innen 
baulich berücksichtigen und gut in die Quartier- 
und Gemeindestrukturen eingebunden sind.67 Die 
Mieter_innen werden zudem durch technische 
Hilfsmittel unterstützt. 
4.3 Fazit und Empfehlungen 
In Nordrhein-Westfalen sind viele Fortschritte zu 
verzeichnen, insbesondere bei der Stärkung des 
ambulanten Wohnens und beim Abbau von Plätzen 
in stationären Einrichtungen. Dennoch können 
Menschen mit Behinderungen ihr Menschenrecht 
auf Wohnen und Leben in der Gemeinschaft 
noch nicht in vollem Umfang ausüben. In vielen 
 Fällen können sie nicht selbstbestimmt über ihren 
Wohnort bestimmen oder entscheiden, mit wem 
sie zusammenleben. Das liegt unter anderem 
daran, dass es zu wenig bezahlbaren barrierefreien 
Wohnraum gibt. Die dargestellte änderung des 
Baurechts und die derzeit umgesetzten politi-
schen Maßnahmen werden nicht ausreichen, um 
die Wohnungsnot von Menschen mit Behinde-
rungen auf absehbare Zeit zu beheben oder nur 
auf das gleiche Niveau wie von Menschen ohne 
Behinderungen zu bringen. Insbesondere das Ziel 
der Deinstitutionalisierung ist nicht ausreichend 
gesetzlich verankert und bisher nicht mit politi-
schen Maßnahmen unterlegt. 
Darüber hinaus fehlt es flächendeckend an Unter-
stützungsangeboten in örtlichen  Gemeinschaften, 
insbesondere in den Kommunen, und an barriere-
freien Zugängen zu den Einrichtungen und 
Diensten. 
Die Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskon-
vention empfiehlt der Landesregierung deshalb,
– gemeinsam mit den Kommunen und der 
Wohnungswirtschaft unter Berücksichtigung 
der Interessen von Vermieter_innen und Mie-
ter_innen dafür zu sorgen, dass barrierefreie, 
uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbare 
und bezahlbare Wohnungen in ausreichender 
Zahl zur Verfügung stehen. Ziel muss es sein, 
den Bedarf an Wohnraum für Menschen mit 
Behinderungen außerhalb von Einrichtungen in 
einem überschaubaren Zeitraum zu decken;
– den sozialen Wohnungsbau unter Beachtung 
des Prinzips der Inklusion stärker als bislang zu 
entwickeln, zu fördern und zu steuern; 
– die Bauordnung Nordrhein-Westfalens umfas-
send an die Vorgaben der UN-BRK anzupassen. 
Nur so kann sie ein effektives Instrument sein, 
um den Mangel an barrierefreiem, uneinge-
schränkt mit dem Rollstuhl nutzbarem Wohn-
raum zu überwinden; 
– gemeinsam mit den Kommunen und der Woh-
nungswirtschaft ein Konzept zur Entwicklung 
des inklusiven Sozialraums aufzusetzen und mit 
einem verbindlichen Budget auszustatten;
– klare und zielgerichtete Strategien zur Deins-
titutionalisierung mit konkreten Zeitvorgaben 
und angemessenen Budgets zu entwickeln. 
Hier müssen die politisch Verantwortlichen 
65 Agentur Barrierefrei NRW (2017).
66 https://informierbar.de/ (abgerufen am 11.12.2018).
67 Landschaftsverband Westfalen-Lippe (2018), S. 47 f.
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Regelungen vereinfachen und echte Alternati-
ven im Sinne eines selbstbestimmten Lebens in 
der Gemeinschaft schaffen; 
– Daten zum Bestand und Bedarf an barriere-
freien, uneingeschränkt mit dem Rollstuhl 
nutzbaren Wohnungen zu erheben, diese in 
einem zentralen Verzeichnis zu führen und zur 
verbindlichen Planungsgrundlage für das Bau-
geschehen, inklusive der Sozialraumplanung, 
zu machen. 
Den Anbietern von  Unterstützungsleistungen 
empfiehlt die Monitoring-Stelle 
UN-Behindertenrechtskonvention, 
– sich stärker zu vernetzen und untereinander 
sowie mit der Wohnungswirtschaft besser zu 
kooperieren, um Hilfen aus einer Hand anbieten 
zu können und den Verwaltungsaufwand für 
Menschen mit Behinderungen möglichst gering 
zu halten. 
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5 Das Recht auf Mobilität
In einer Welt, die von Bevölkerungswachstum, 
Urbanisierung, Globalisierung und Flexibilität auf 
dem Arbeitsmarkt geprägt ist, steigt der Bedarf 
an Mobilität. Mit persönlicher Mobilität verbinden 
wir Freiheit, Unabhängigkeit und Selbstbestim-
mung. Gesellschaftliche Teilhabe – von Men-
schen mit und ohne Beeinträchtigung – ist nur 
mit Fortbewegung möglich. Nur wenn Wohnung, 
Arbeitsplatz, Bildungseinrichtungen, Freunde und 
Verwandte, medizinische Dienste und Einrichtun-
gen, Geschäfte, Cafés, Parks und andere Orte für 
alle Menschen selbstbestimmt und ungehindert 
erreichbar sind, können Menschen mit Behinde-
rungen ihre Menschenrechte gleichberechtigt 
wahrnehmen. Für sie ist daher ein inklusives 
Mobilitätssystem von zentraler Bedeutung, in dem 
insbesondere der öffentliche Raum, öffentliche 
Verkehrsmittel sowie andere Mobilitätsdienstleis-




Mit Inkrafttreten der UN-BRK ist die Mobilität 
von Menschen mit Behinderungen in den letzten 
Jahren stärker ins Blickfeld geraten. Die UN-BRK 
beinhaltet mehrere Regelungen, die das Recht 
von Menschen mit Behinderungen auf selbstbe-
stimmte Mobilität absichern. Sie reichen von der 
Sicherstellung persönlicher Mobilität über den 
Zugang zu Mobilitätshilfen und unterstützenden 
Technologien bis hin zu Schulungen in Mobilitäts-
fertigkeiten (Artikel 20 UN-BRK).68 
Die Schaffung und Erhaltung einer zugänglichen 
Mobilitätsinfrastruktur ist von grundsätzlicher 
Bedeutung für das Leben von Menschen mit 
Behinderungen (Artikel 9 UN-BRK).69 Denn die 
Infrastruktur entscheidet über die Möglichkeiten 
sowie über Art und Umfang der selbstbestimmten 
Mobilität; sie gibt den Rahmen vor, innerhalb des-
sen individuelle Entscheidungen getroffen werden 
können.
Mobilität soll – so die Vorgabe der UN-BRK – 
gleichberechtigt mit anderen „ohne fremde Hilfe“ 
möglich sein. Wenn Zugänglichkeit70 in diesem 
Sinne für Menschen mit Behinderungen noch nicht 
gewährleistet ist, müssen die Vertragsstaaten und 
ihre Untergliederungen angemessene Vorkehrun-
gen 71 treffen (Artikel 5 Absatz 3 UN-BRK), damit 
Diskriminierungen vermieden werden.72 Standards 
für Barrierefreiheit schaffen bedeutet nicht auto-
matisch, dass alle Verkehrseinrichtungen tatsäch-
lich zugänglich sind. Sie sind es beispielsweise 
dann nicht, wenn andere als die bei Menschen 
mit Behinderungen etablierten Mittel, etwa bei 
der Kommunikation oder Orientierung, verwendet 
werden. Oder wenn situative Barrieren auftreten, 
etwa durch Funktionsstörungen von Aufzügen oder 
68 Grundsätzliche Ausführungen sind der Publikation Nieß / Aichele (2018) entnommen.
69 UN, Committee on the Rights of Persons with Disabilities (2014). 
70 Trotz der großen Überschneidungen der Begriffe „Barrierefreiheit“ und „Zugänglichkeit“ werden diese aufgrund der Spezifität des Begriffes 
der Zugänglichkeit in der vorliegenden Publikation nicht synonym verwendet. Barrierefreiheit bezieht sich auf die in Deutschland nach 
§ 4 BGG gesetzlich verankerte Definition, umfasst die „Auffindbarkeit, Zugänglichkeit und Nutzbarkeit“ und betont den strukturellen 
Aspekt. Zugänglichkeit im Sinne der UN-BRK berücksichtigt darüber hinaus auch einzelfallbezogene und damit situative Aspekte ein-
schließlich angemessener Vorkehrungen.
71 Angemessene Vorkehrungen sind nach Artikel 2 Unterabsatz 4 UN-BRK „notwendige und geeignete änderungen und Anpassungen, die 
keine unverhältnismäßige oder unbillige Belastung darstellen und die, wenn sie in einem bestimmten Fall erforderlich sind, vorgenommen 
werden, um zu gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen alle Menschenrechte und Grundfreiheiten 
genießen oder ausüben können.“
72 UN, Committee on the Rights of Persons with Disabilities (2014), Rn. 25. 
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anderen Systemkomponenten. Hier reichen also 
Vorgaben für Barrierefreiheit allein nicht aus: In 
diesen Situationen ist es erforderlich, angemes-
sene Vorkehrungen bereitzustellen. Barrierefreiheit 
und angemessene Vorkehrungen müssen Hand in 
Hand gehen. Auch eine weitgehend barrierefreie 
Infrastruktur kann also nicht von der Pflicht entbin-
den, im Einzelfall angemessene Vorkehrungen zu 
leisten, um Menschen mit Behinderungen selbst-
bestimmte Mobilität zu ermöglichen und Nachteile 
zu verhindern.73
Um das Recht von Menschen mit Behinderungen 
auf Mobilität zu gewährleisten, sind übergangs-
weise auch spezielle Maßnahmen gerechtfertigt, 
wie etwa Begleit- oder Beförderungsdienste. Sie 
sollten jedoch nur auf Zeit angelegt sein; grund-
sätzliches Ziel muss die Überwindung gesell-
schaftlich bedingter, struktureller Nachteile sein 
(Artikel 5 Absatz 4 UN-BRK).74
5.2 Umsetzung des Rechts 
auf Mobilität in Nordrhein-
Westfalen
Nordrhein-Westfalen hat in den vergangenen 
Jahrzehnten viel unternommen, um die individuelle 
Fortbewegung von Menschen mit Behinderun-
gen zu erleichtern. Das Bundesland hat an vielen 
Punkten seine Mobilitätsinfrastruktur unter dem 
Gesichtspunkt Barrierefreiheit weiterentwickelt. 
Dennoch sind die Fortbewegungsmöglichkeiten 
vieler Menschen mit Behinderungen immer noch 
unbefriedigend. Ihr Alltag ist nach wie vor von 
mobilitätseinschränkenden Barrieren geprägt. 
Die von der Monitoring-Stelle UN-Behinderten-
rechtskonvention im April 2018 durchgeführte 
Anhörung der Behindertenverbände hat einige 
der Schwierigkeiten aufgezeigt: Bei der Weiterent-
wicklung des Öffentlichen Personennahverkehrs 
(ÖPNV) sind nach Ansicht der behindertenpoli-
tischen Verbände zwei gegenläufige Tendenzen 
erkennbar: Zum einen würden Haltestellen und 
Bahnhöfe für Busse, Stadt- und Straßenbahnen 
und der Schienenverkehr sukzessive barrierefrei 
ausgebaut. Zum anderen erlebe man aber ins-
besondere in Ballungszentren mit hohem Fahr-
gastaufkommen eine deutliche Beschleunigung 
der Abläufe, was zu kürzeren Türöffnungszeiten 
oder Aufenthalten an den Haltestellen führe. 
Das bereite insbesondere Rollstuhlfahrer_innen 
sowie blinden und stark sehbehinderten Men-
schen Probleme. Die Mitnahme von Hilfsmitteln in 
Bussen und Bahnen gestalte sich problematisch, 
manchmal dürften bestimmte E-Scooter in U- und 
S-Bahnen nicht befördert werden. Menschen mit 
Sinneseinschränkungen berichteten zudem, dass 
an Bahnsteigen von kleineren Bahnhöfen aktuelle 
Mitteilungen nicht immer nach dem Zwei-Sin-
ne-Prinzip75 gemacht würden. 
Für eine menschenrechtliche Betrachtung der 
Mobilität von Menschen mit Behinderungen sind 
verschiedene Indikatoren zu berücksichtigen: Ganz 
zentral ist die Barrierefreiheit der Verkehrsinfra-
struktur. Dabei ist ein allgemeines Verständnis von 
barrierefreier, selbstbestimmter Fortbewegung 
„ohne fremde Hilfe“ zugrunde und Standards zur 
Barrierefreiheit festzulegen. Barrierefreiheit der 
Verkehrsinfrastruktur bezieht sich nämlich nicht 
nur auf öffentliche Verkehrsmittel, sondern auf 
die gesamte Verkehrsinfrastruktur, einschließlich 
der Möglichkeit barrierefreier Reiseketten. Damit 
ist gemeint, dass die Abschnitte einer Wegstrecke 
und die für die Bewältigung genutzten Verkehrs-
mittel sowie die Übergänge aus der Perspektive 
einer Person mit einer Beeinträchtigung barriere-
frei sind. Taucht auf dem Weg von zu Hause zum 
Bus, im Bus, vom Bus zur U-Bahn, von dort zum 
Arbeitsplatz eine unüberwindbare Barriere auf? 
Wenn ja, erwächst aus der Beeinträchtigung eine 
Behinderung – und genau die gilt es, im öffentli-
chen Raum zu verhindern. 
Weitere wichtige Indikatoren sind, ob und in wel-
chem Ausmaße Gesetze und Nahverkehrspläne 
in Nordrhein-Westfalen das Ziel barrierefreier 
Fortbewegung abbilden sowie das Recht auf 
73 UN, Committee on the Rights of Person with Disabilities (2014), Rn. 25–26; Deutsches Institut für Menschenrechte (2015a), S. 4.
74 Zum Begriff siehe UN, Committee on Economic, Social and Cultural Rights (2009), Rn. 38.
75 Nach dem Zwei-Sinne-Prinzip müssen mindestens zwei der drei Sinne Hören, Sehen und Tasten angesprochen werden.
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angemessene Vorkehrungen gewährleisten. Dieses 
Ziel muss durch weitere politische Instrumente 
unterfüttert werden. Insbesondere zur zügigen 
Behebung von Störungen im öffentlichen Nahver-
kehr, die Barrierefreiheit einschränken, müssen 
nachhaltige Lösungen gefunden werden. 
Barrierefreie Verkehrsinfrastruktur
Wie es in Nordrhein-Westfalen im Bereich der 
barrierefreien Infrastruktur aussieht, ist mangels 
umfassender aktueller Daten schwer zu beur-
teilen.76 Wo aktuelle Informationen vorliegen, 
werden sie je nach Aufgaben- oder Leistungs-
träger sehr unterschiedlich dargestellt. Es fehlt 
insbesondere an Daten über Schnittstellen, also 
über die Barrierefreiheit des Übergangs zwischen 
verschiedenen Beförderungselementen. Die 
Trennung von Zuständigkeiten – beispielsweise 
für den ÖPNV, für Bahnhöfe und für das Straßen-
wesen – führt dazu, dass die Verbindungspunkte 
oft nicht im ausreichenden Maße in den Blick 
genommen werden. Sind hier Probleme vorhan-
den, können diese nur durch die Kooperation aller 
Beteiligten gelöst werden. Barrierefreie Mobili-
tätsketten spielen in den aktuellen Maßnahmen 
auf Landes ebene noch keine Rolle.
Es fehlt aber auch an landesweiten Daten zu 
mobilitätseingeschränkten Menschen, deren 
Mobilitätsverhalten oder zu Barrieren im öffent-
lichen Raum. Für manche Städte gibt es solche 
Daten, so für die Stadt Minden77. Einige Städte 
wie Essen78 geben barrierefreie Innenstadtpläne 
heraus, in denen barrierefreie Überquerungs-
stellen, PKW-Stellplätze, WCs, Neigungen und 
Rampen in der Innenstadt abgebildet werden. 
Es gibt also nur Daten für bestimmte Räume 
und diese sind sehr unterschiedlich aufbereitet. 
Daten zur Barrierefreiheit von Haltestellen sowie 
von Bussen und Bahnen oder Darstellungen 
zu Mobilitätsdienstleistungen existieren nicht 
flächendeckend. Das wäre für eine weitere 
Verbesserung der Infrastruktur aber mehr als 
wünschenswert.
Öffentlicher Personennahverkehr
Das Landesrecht Nordrhein-Westfalens sieht vor, 
dass die Verkehrsinfrastruktur und Beförderungs-
mittel barrierefrei sein müssen. Sie müssen für 
Menschen mit Behinderungen auffindbar, zugäng-
lich und nutzbar sein. Ebenso müssen Informati-
onen zu diesen Themen gewährleisten werden.79 
Bauliche Anlagen, öffentliche Wege, Plätze, 
Straßen sowie öffentlich zugängliche Verkehrs-
anlagen und Beförderungsmittel sind nach Maß-
gabe der geltenden Rechtsvorschriften barrierefrei 
zu gestalten.80
Hierzu zählt auch der Zugang zum ÖPNV. Das 
Gesetz über den Öffentlichen Personennahver-
kehr (ÖPNVG) in Nordrhein-Westfalen regelt, dass 
beim Ausbau der Verkehrsinfrastruktur Barriere-
freiheit zu berücksichtigen ist.81 Es betont insbe-
sondere die Barrierefreiheit von Fahrzeugen und 
Haltestellen sowie den barrierefreien Zugang zu 
allen wichtigen Fahrgast-Informationen.82 Umstei-
geanlagen, die die Wege zwischen den Verkehrs-
mitteln kurz halten sollen, sollen nutzerfreundlich 
und barrierefrei gestaltet werden.83 Bei der Pla-
nung und Ausgestaltung der Verkehrsinfrastruktur, 
der Fahrzeuge sowie des Angebots des ÖPNV sind 
die Belange insbesondere von Personen, die in 
ihrer Mobilität oder Sensorik eingeschränkt sind, 
im Sinne der Barrierefreiheit gemäß UN-BRK (vgl. 
dazu Artikel 9), nach dem Bundesbehinderten-
gleichstellungsgesetz und nach dem Behinderten-
gleichstellungsgesetz NRW zu berücksichtigen.84 
Für die Erstellung von Nahverkehrsplänen ist 
noch einmal explizit die Berücksichtigung von 
76 Vgl. Nieß / Aichele (2018) für eine Untersuchung auf der Grundlage umfangreicher Daten. 
77 Stadt Minden (2015).
78 https://media.essen.de/media/wwwessende/aemter/62/dokumente_39/innenstadtplan_barrierefrei.pdf (abgerufen am 11.12.2018).
79 § 4 Absatz 2 BGG NRW.
80 § 7 Absatz 1 BGG NRW. 
81 § 2 Absatz 1 ÖPNVG NRW.
82 § 2 Absatz 3 ÖPNVG NRW.
83 § 2 Absatz 4 ÖPNVG NRW.
84 § 2 Absatz 8 ÖPNVG NRW.
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Barrierefreiheit im Sinne des ÖPNVG NRW, das 
wiederum auf die UN-BRK verweist, genannt.85 
Darüber hinaus enthält das 2013 überarbeitete 
Personenbeförderungsgesetz (PBefG) die Ver-
pflichtung zur Schaffung vollständiger Barrierefrei-
heit bis zum 1. Januar 2022. Bei der Erstellung von 
Nahverkehrsplänen müssen zudem die Belange 
der in ihrer Mobilität oder Sensorik eingeschränk-
ten Menschen berücksichtigt werden.86 Sofern 
in Nahverkehrsplänen Ausnahmen benannt und 
begründet werden, gilt diese Frist allerdings 
nicht. Auch wenn das Ziel der bundesgesetzlichen 
Regelung zu begrüßen ist, ist es jedoch menschen-
rechtlich insbesondere dann problematisch, wenn 
ausgedehnte und zeitlich offene Ausnahmerege-
lungen dazu führen, dass Barrierefreiheit nicht 
erreicht wird. Im PBefG ist außerdem geregelt, 
dass die Nahverkehrspläne die Interessen von 
Menschen mit Behinderungen diskriminierungs-
frei und angemessen berücksichtigen müssen 
und dass deren repräsentative Vertreter_innen, 
beispielsweise Beauftragte und Verbände, hierzu 
anzuhören sind.
Das Bundesrecht sieht darüber hinaus vor, dass 
durch die Leistungsform des Persönlichen Budget 
nach dem SGB IX Mobilitätshilfen, Fahrtkosten 
und Assistenzen finanziert werden, die es den 
Leistungsberechtigten ermöglichen, sich fort-
zubewegen beziehungsweise bei Barrieren Hilfe 
zu erhalten.87 Leistungen zur Mobilität umfassen 
Beförderung durch einen speziellen Dienst und 
Leistungen für ein behindertengerechtes Kraft-
fahrzeug.88 Des Weiteren haben schwerbehinderte 
Menschen einen Anspruch auf unentgeltliche 
Beförderung im öffentlichen Personenverkehr. Um 
diesen jedoch nutzen zu können, bedarf es einer 
baulichen und kommunikativen Barrierefreiheit, 
einschließlich reibungsloser Übergänge zwischen 
den unterschiedlichen Verkehrsmitteln.
Die Landesregierung hat seit 2008 Investitionen in 
Höhe von insgesamt rund 1,1 Milliarden Euro zur 
Verfügung gestellt, um die Infrastruktur des ÖPNV 
zu verbessern und um bis 2020 die Verkehrs-
stationen und Bahnhöfe in Nordrhein-Westfalen 
barrierefrei zugänglich zu gestalten. Im Jahr 2008 
wurde in diesem Sinne eine Bahnhofsmoderni-
sierungsoffensive 2 (MOF 2) zur Modernisierung 
von kleinen und mittleren Bahnhöfen auf den 
Weg gebracht, die durch eine Modernisierungs-
offensive 3 (MOF 3), die weitere Bahnhöfe 
erfasst, ergänzt worden ist. 
Im Rahmen des Programms Barrierefreiheit 
kleinerer Verkehrsstationen, initiiert vom Bund, 
hat Nordrhein-Westfalen weitere Maßnahmen 
zur Umsetzung barrierefreier Wegeleitung und 
Kunden informationsanlagen, stufenfreier Bahn-
steigzugänge sowie optimierter Bahnsteighöhen 
ergriffen. Auf der Grundlage einer im Jahr 2010 
abgeschlossenen Rahmenvereinbarung zum 
Schienenpersonenverkehr werden Landesför-
derungen mit dem Ziel bereitgestellt, möglichst 
viele Bahnhöfe und Verkehrsstationen in Nord-
rhein-Westfalen barrierefrei zugänglich zu machen. 
Die Förderung gilt dabei für Aufzüge und Rampen, 
optische und akustische Informationen sowie 
zusätzliche haptische Kennzeichnungen in Braille-
schrift für Menschen mit Sinneseinschränkungen. 
Die Landesregierung ist bislang allerdings einige 
Instrumente schuldig geblieben, beispielsweise 
Hinweise für barrierefreie Verkehrsanlagen oder 
einen Leitfaden zur Barrierefreiheit im Straßen-
raum für Bundes- und Landesstraßen.89
Im Koalitionsvertrag der aktuellen Landesregie-
rung ist die Absicht zur barrierefreien Gestaltung 
des ÖPNV auf Bahnhöfe, Bus- und Straßenbahn-
haltestellen beschränkt.90 Das Ziel, umfassende 
Barrierefreiheit, also auch im Hinblick auf Fahr-
zeuge, Nahverkehrspläne, Zugang zu Informati-
onen oder Tickets, zu erreichen, ist jedoch nicht 
genannt. Die Landesregierung kündigt an, im 
85 § 8 Absatz 1 ÖPNVG NRW.
86 § 8 Absatz 3 PBefG.
87 § 29 SGB IX n. F.
88 § 83 SGB IX n. F.
89 Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales NRW (2017), S. 45 ff.
90 CDU / FDP (2017), S. 52.
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Rahmen eines Bündnisses für Mobilität nachhal-
tige Mobilitätskonzepte zu entwickeln und Nord-
rhein-Westfalen zur Modellregion für Mobilität 
4.0 zu machen.91 Das diesem Vorhaben zugrunde 
liegende Memorandum enthält allerdings keinerlei 
Aussagen zur Berücksichtigung der Belange von 
mobilitätseingeschränkten Menschen.92 
Für den ÖPNV regeln die Nahverkehrspläne in 
Nordrhein-Westfalen die Barrierefreiheit von 
öffentlichen Verkehrsmitteln. Über die dargestell-
ten Vorgaben aus dem Personenbeförderungs-
gesetz und dem Gesetz über den Öffentlichen 
Personennahverkehr kommt den von den 
 Aufgabenträgern verantworteten Nahverkehrs-
plänen eine entscheidende Rolle zu. Sie definieren 
Standards für die Barrierefreiheit und unterlegen 
sie mit konkreten Maßnahmen. Mit der Novelle 
zum PBefG sind die Aufgabenträger wie darge-
stellt verpflichtet, bis 2022 auf eine vollständige 
Barrierefreiheit hinzuwirken. Dabei sind bei der 
Aufstellung des Nahverkehrsplans neben den 
Behindertenbeauftragten oder Behinderten-
beiräten auch die Behindertenverbände zu 
beteiligen.
Um die Aufgabenträger in Nordrhein-Westfalen, 
die Verbände der Menschen mit Behinderungen 
und die weiteren Beteiligten bei der Erstellung 
der Nahverkehrspläne gemäß dem PBefG zu 
unterstützen, hat die Agentur Barrierefrei NRW 
eine Definition von vollständiger Barrierefrei-
heit im ÖPNV nach dem PBefG sowie Ausfüh-
rungen zum Geltungsbereich des PBefG, zum 
Vorgehen bei Nichterfüllung der Anforderungen 
und Kriterien zur Erfüllung der vollständigen 
Barrierefreiheit auf einer Website veröffent-
licht.93 An der Veröffentlichung waren auch der 
Fachbeirat Barrierefreiheit, Zugänglichkeit und 
Wohnen des Inklusionsbeirats NRW sowie der 
Landesbehindertenbeauftragten NRW inhaltlich 
beteiligt; Auftraggeber war das Verkehrsministe-
riums NRW.
Basierend auf dem ÖPNVG NRW gibt es drei 
Zweckverbände beziehungsweise gemeinsame 
Anstalten, die über die Planung, Organisation und 
Ausgestaltung des Schienenpersonennahverkehrs 
(SPNV) entscheiden, Investitionen in den ÖPNV 
fördern und zur Verbesserung des ÖPNV einen 
Nahverkehrsplan für den SPNV unter Berück-
sichtigung von Barrierefreiheit aufstellen: den 
Zweckverband Nahverkehr Rheinland (NVR), den 
Zweckverband Nahverkehr Westfalen-Lippe (NWL) 
und die Verkehrsverbund Rhein-Ruhr (VRR). 
Zur Umsetzung der Barrierefreiheit haben die 
Verbände verschiedene kurz- bis mittelfristige 
Maßnahmen angeschoben. Diese umfassen bei-
spielsweise Mindestanforderungen für Fahrzeuge 
bei SPNV-Vergabeverfahren oder für Vertriebs-
einrichtungen im Hinblick auf die Zugänglich-
keit und Beschaffenheit der Ticketautomaten 
und -entwerter94 sowie die Harmonisierung der 
Bahnsteig- und Einstieghöhen von Fahrzeugen95, 
flächendeckende Installation von Blindenleit-
systemen, Beleuchtungen und Bereitstellung von 
Fahrgastinformationen über Lautsprecher oder 
Informationsstellen.96
Trotz dieser Maßnahmen waren im Jahr 2017 nur 
an rund 40 Prozent aller Bahnsteigkanten ein 
niveaugleicher Ein- und Ausstieg ins Fahrzeug 
sichergestellt. Dies galt für alle SPNV-Halte im 
Regelfahrplan der drei Verbände. Mittelfristig ist 
geplant, dass dieser Anteil auf rund 60 Prozent 
ansteigt.97 Der VRR strebt langfristig an, dass alle 
296 Stationen in seinem Bereich eine einheitliche 
Bahnsteighöhe aufweisen und mit barrierefreien 
Zugängen versehen sind.98 Für den NVR-Bereich 
91 Ebd., S. 48, 50.
92 https://www.bündnis-für-mobilität.nrw.de/fileadmin/user_upload/Memorandum_Buendnis_fuer_Mobilitaet.pdf (abgerufen am 
07.12.2018).
93 http://pbefg.ab-nrw.de/#IDefinition (abgerufen am 07.12.2018).
94 Verkehrsverbund Rhein-Ruhr (2017), S. 199. 
95 Siehe auch Bahnsteignutzlängen- und -höhenkonzept des Landes, das 2016 über die Verwaltungsvorschriften zum ÖPNV-Gesetz NRW in 
Kraft getreten ist.
96 Nahverkehr Westfalen-Lippe (2011), S. 121.
97 Kompetenzcenter ITF NRW (Hrsg.) (2018), S. 55.
98 Verkehrsverbund Rhein-Ruhr (2017), S. 124.
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waren 20 Prozent der Stationen nicht stufenfrei 
erreichbar, 10 Prozent aller Aufzüge waren zum 
Zeitpunkt der Erhebung im Jahr 2016 defekt und 
mehr als 40 Prozent der Bahnsteige verfügten 
nicht über taktile Leitstreifen für Menschen mit 
Sehbeeinträchtigungen.99
Ein Pilotprojekt des VRR und der Verkehrsab-
teilung der Dortmunder Stadtwerke DSW21 hat 
erreicht, dass aktuelle Störungsmeldungen von 
Aufzügen nun über die elektronische Fahrplan-
auskunft angezeigt werden können. In einem 
nächsten Schritt soll ein automatisches Routing 
im Störungsfall alternative Fahrtmöglichkeiten 
planen.100 Zudem gibt es eine Rahmenvereinba-
rung zwischen der Landesarbeitsgemeinschaft 
Selbsthilfe NRW e.V. und dem VRR101, um auf 
barrierefreie Zugänglichkeit und Nutzbarkeit des 
ÖPNV nach den Grundsätzen des Zwei-Sinne- 
Prinzips und des Fuß-Rad-Prinzips hinzuwirken.102 
Zwar existierenden verkehrs- und mobilitätspla-
nerischen Instrumente zur Steuerung aktueller 
Entwicklungen; dennoch fehlt es an einem zielge-
richteten Gesamtkonzept, das die notwendigen 
Maßnahmen strategisch koordiniert, um aktuelle 
Probleme zu lösen und das Recht von Menschen 
mit Behinderungen auf selbstbestimmte Mobilität 
nachhaltig zu sichern. 
Die bisherigen Vorgaben und Instrumente gesamt-
städtischer Verkehrsplanung reichen nicht aus. 
Sie berücksichtigen zwar strukturelle Aspekte der 
Barrierefreiheit in unterschiedlichem Ausmaß, 
doch barrierefreie Strukturen bedeuten nicht 
automatisch, dass tatsächlich Zugang im men-
schenrechtlichen Sinne überall möglich ist. Genau 
dies sollte aber eine Mobilitätsplanung leisten – 
insbesondere deswegen, weil in absehbarer Zeit 
keine vollständige Barrierefreiheit zu erreichen 
ist. Das geplante Gesamtkonzept zur Mobilitäts-
sicherung kann also vor allem dann nachhaltig 
wirken, wenn es nicht lediglich als weiteres Instru-
ment zu den bestehenden hinzukommt, sondern 
wenn es die Frage beantwortet, wie existierende 
Planwerke weiterentwickelt und sinnvoll ergänzt 
werden müssen, um der komplexen Wirklichkeit zu 
entsprechen. 
Zu wenig Aufmerksamkeit erfährt das strukturell 
noch kaum verankerte Konzept der angemesse-
nen Vorkehrungen, die laut UN-BRK bei Bedarf zu 
treffen sind. Trotz eines hohen und wachsenden 
Grads an Barrierefreiheit des öffentlichen Raums 
und des öffentlichen Nahverkehrs ist anzunehmen, 
dass sich Menschen mit Behinderungen vor allem 
bei Unterbre chungen von Reise ketten weiterhin 
in einer Lage befinden werden, aus der sie nicht 
fort- und weiterkommen. In besondere Problem-
situationen geraten Menschen mit Behinderungen, 
wenn das laufende System nicht funktioniert, zum 
Beispiel bei Störungen von Einzelkomponenten, 
etwa Aufzügen.
Barrierefreie Strukturen alleine reichen also nicht 
aus. Es müssen entsprechende Lösungen für 
Funktionsstörungen gefunden werden, damit die 
Wahrscheinlichkeit unterbrochener Reiseketten 
bei Menschen mit Behinderungen nicht größer ist 
als bei Menschen ohne Behinderungen. Mobili-
tätsdienstleistungen sind erforderlich. Dabei sind 
vor allem deren Servicezeiten, ihr Grad an Flexibi-
lität sowie der Umfang der erbrachten Leistungen 
und die individuellen Kosten von Bedeutung.
5.3 Fazit und Empfehlungen 
Eine Gesamtbewertung der Entwicklungen in 
Nordrhein-Westfalen hin zu einem inklusiven Mobi-
litätssystem, das die unterschiedlichen Bedarfe 
von Menschen mit Behinderungen angemessen 
und differenziert berücksichtigt, kann aufgrund 
der momentan relativ schlechten Datenlage nicht 
erfolgen. 
Dennoch deuten verfügbare Daten und vor-
liegende Erfahrungsberichte darauf hin, dass 
Nordrhein-Westfalen noch eine beträchtli-
che Wegstrecke vor sich hat: Das Ziel einer 
99 Nahverkehr Rheinland (2016), S. 53.
100 Verkehrsverbund Rhein-Ruhr (2017), S. 200.
101 Ebd., S. 200 f.
102 Nach dem Fuß-Rad-Prinzip sollen alle Wege, Transportmittel und Gebäude im Bereich des ÖPNV sowohl zu Fuß als auch mit dem Rad 
(Rollstuhl, Rollator etc.) erreicht werden können.
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vollständigen Barrierefreiheit sowie eines inklu-
siven Mobilitätssystems ist noch längst nicht 
erreicht. Nach dem Personenbeförderungsgesetz 
soll der ÖPNV bis 2022 vollständig barrierefrei 
sein soll. Dies wird jedoch ohne zusätzliche struk-
turelle Maßnahmen nicht zu schaffen sein.
Bislang existiert in Nordrhein-Westfalen weder 
eine koordinierende Federführung noch ein 
akteursübergreifendes Gesamtkonzept zur Mobili-
tätssicherung von Menschen mit Behinderungen. 
Dieses Konzept muss alle Faktoren umfassen, die 
die Mobilität von Menschen mit Behinderungen 
bestimmen. Konsequenzen müssen gezogen und 
die erforderlichen Maßnahmen koordiniert werden. 
Es ist Aufgabe der Politik, ein inklusives Verkehrs-
netz zu schaffen und den öffentlichen Raum, 
öffentlichen Verkehr, Individualverkehr und beson-
dere Hilfsdienste optimal aufeinander abzustim-
men. Ziel ist es, eine barrierefreie Reisekette von 
der Wohnungstür bis zum Zielort und zurück zu 
ermöglichen. Neben der fachlichen Komplexität 
stellt vor allem der hohe Abstimmungsbedarf zwi-
schen den verschiedenen zuständigen Akteuren 
eine große Herausforderung dar. 
Die Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskon-
vention empfiehlt der Landesregierung deshalb,
– Fragen der Mobilität von Menschen mit Behin-
derungen noch umfassender im Sinne des 
Disability Mainstreamings innerhalb der Mobi-
litätsplanung für ganz Nordrhein-Westfalen zu 
berücksichtigen;
– ein Gesamtkonzept für die Mobilität für Men-
schen mit Behinderungen zu erstellen und 
in die Weiterentwicklung des Bündnisses für 
Mobilität zu integrieren;
– bei der Weiterentwicklung der Verkehrspla-
nungsinstrumente den Zugang zum Recht auf 
Mobilität im Sinne der UN-BRK zu gewähr-
leisten. Barrierefreie Reiseketten müssen 
sichergestellt werden, sowohl strukturell als 
auch einzelfallbezogen im Sinne angemessener 
Vorkehrungen;
– aktiv zu überwachen, ob die verkehrsplane-
rischen Ziele der Barrierefreiheit eingehalten 
werden. Insbesondere bestehende Barrieren 
sollten systematisch abgebaut werden. Dafür 
müssen ausreichend finanzielle Mittel zur 
Verfügung gestellt werden. Ab 2022 sollten 
Möglichkeiten von Sanktionierungen bei Nicht-
einhaltung von Vorgaben der Verkehrsplanung 
geschaffen werden.
Die Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskon-
vention empfiehlt den Zweckverbänden bezie-
hungsweise gemeinsamen Anstalten NVR, NWL 
und VRR,
– Nahverkehrspläne systematisch auf Barriere-
freiheit hin zu überprüfen und bis 2022 einen 
vollständig barrierefreien Personennahverkehr 
zu entwickeln; 
– Lösungen zur Mobilitätssicherung zu erarbei-
ten, die folgende Punkte umfassen:
– die angemessene und transparente Berück-
sichtigung der Interessen von Menschen mit 
Behinderungen
– die Schaffung von Partizipationsmöglichkei-
ten für Interessenvertretungen von Men-
schen mit Behinderungen
– die Festlegung von Standards zum Lücken-
schluss im ÖPNV bei Unterbrechung 
der Reisekette im Sinne angemessener 
Vorkehrungen
– die Überarbeitung der Standards für barrie-
refreie Haltestellen unter Berücksichtigung 
des Zwei-Sinne-Prinzips
– die Festlegung der Beförderungsbedingun-
gen von Hilfsmitteln (Stichwort E- Scoo-
ter) im ÖPNV unter Berücksichtigung des 
Verschlechterungsverbots
– beim Neuabschluss von Verkehrsverträgen: 
Verpflichtung von Verkehrsunternehmen zur 
Gewährleistung vollständiger Barrierefrei-
heit spätestens ab dem 01.01.2022. Das 
be inhaltet auch die Bereitstellung angemes-
sener Vor kehrungen im Falle der Unterbre-
chung von Reiseketten. 
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6 Das Recht auf inklusive Bildung
Inklusive Bildung ist ein Schlüsselfaktor dafür, 
dass Menschen mit Behinderungen ihre Fähig-
keiten, ihr Selbstwertgefühl und das Bewusstsein 
ihrer eigenen Würde entwickeln können. Sie trägt 
deshalb wesentlich dazu bei, dass Menschen mit 
Behinderungen ihr Potential voll entfalten, ihre 
Rechte gleichberechtigt mit anderen in Anspruch 
nehmen und wirksam an der Gesellschaft teilha-
ben können. Die inklusive Bildung ist damit men-
schenrechtlich nicht nur ein Selbstzweck, sondern 
auch ein Instrument für die Verwirklichung anderer 
Menschenrechte. 
Seit Inkrafttreten der UN-BRK 2009 wird intensiv 
über die Umsetzung des Rechts auf inklusive Bil-
dung diskutiert. Insbesondere in Nordrhein-West-
falen hat die politische Auseinandersetzung zum 
Thema inklusive Schule bisweilen eine Zuspitzung 
erreicht, die der Sache kaum förderlich ist. Spä-
testens seit dem Wahlkampf zum 17. Landtag 
2016/2017 ist das Thema Inklusion zwischen 
die politischen Fronten geraten.103 Schwierigkei-
ten bei der praktischen Umsetzung werden dafür 
instrumentalisiert, politische Gräben zu vertiefen, 
anstatt gemeinsam an einem inklusiven Schul-
system zu arbeiten. Im Streit um das Wie droht 
das Menschenrecht auf Inklusion im Bildungs-
system, also das Recht von Menschen mit Behin-
derungen auf gleiche Bildungschancen, aus dem 
Blick zu geraten. 
6.1 Menschenrechtliche 
Vorgaben
Die UN-BRK enthält in Artikel 24 Absatz 1 in 
Verbindung mit Artikel 4 Absatz 2 die Ver-
pflichtung zur Verwirklichung eines inklusiven 
Bildungssystems. Sie enthält eine Reihe von Vorga-
ben zur Umsetzung geeigneter und erforderlicher 
Schritte (Artikel 24 Absatz 2 bis 5 UN-BRK). Die 
menschenrechtliche Gewährleistung der UN-BRK 
umfasst die Bildung vom Lebensanfang bis zum 
Lebensende (Artikel 24 UN-BRK in Verbindung mit 
Artikel 13 UN-Sozialpakt). So wirft die Inklusion in 
der Bildung wichtige Fragen für die Frühförderung, 
die Kita, die Schulbildung, die berufliche Bildung 
und die Hochschulbildung sowie die informelle 
Bildung auf. Der Fokus dieses Kapitels liegt auf der 
Schulbildung.
Die Politik ist verpflichtet, die Voraussetzungen 
dafür zu schaffen, dass guter inklusiver Unter-
richt innerhalb eines inklusiven Bildungssystems 
möglich ist. Die Herausforderung für die Schulpo-
litik der Länder, so auch für Nordrhein-Westfalen, 
besteht darin, das bestehende Schulsystem so 
zu reformieren, dass es alle Menschen mit und 
ohne Behinderungen optimal fördert und nieman-
den wegen einer Beeinträchtigung ausgrenzt. 
Die UN-BRK verpflichtet die Vertragsstaaten zur 
schrittweisen Verwirklichung eines qualitativ 
hochwertigen inklusiven Bildungssystems. Schritt-
weise bedeutet aber nicht, dass die Verwirklichung 
des Ziels in eine ferne Zukunft verschoben werden 
darf. Die Vertragsstaaten sind vielmehr verpflich-
tet, das Recht – etwa auf den Zugang zu inklusi-
ver Bildung – sofort einzulösen. Auch die Pflicht 
zur schrittweisen Verwirklichung zwingen die 
Vertragsstaaten, rechtsverbindlich und sofort ab 
Inkrafttreten der völkerrechtlichen Norm die erfor-
derlichen Schritte zur Erfüllung der in der UN-BRK 
verbindlich vorgegebenen Ziele zu unternehmen.104 
Kinder und Jugendliche mit und ohne Behinde-
rungen haben daher schon vor der vollständigen 
Umsetzung eines inklusiven Schulsystems einen 
103 Beispielsweise im Rahmen der Aktuellen Stunde im Landtag NRW am 12. Juli 2018.
104 UN, Committee on Economic, Social and Cultural Rights (1990), Rn. 43 ff.
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Anspruch auf einen diskriminierungsfreien Zugang 
zur allgemeinen Schule.105 
Der UN-Ausschuss für die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen hat 2016 erläutert, was die 
Verpflichtung zur Schaffung eines inklusiven 
Systems konkret bedeutet. Dabei hat er erneut 
hervorgehoben, dass Staaten, die neben dem 
regulären Schulsystem ein Sonderschulsystem 
weiter aufrechterhalten, ihre Verpflichtung nicht 
erfüllen.106 Dass die trennende Doppelstruk-
tur von allgemeiner Schule und Förderschule 
in Deutschland nicht UN-BRK-konform ist, hat 
der UN-Ausschuss bereits 2015 anlässlich der 
Staatenberichtsprüfung Deutschlands deutlich 
gemacht. Er betonte, dass die Umsetzung des 
Rechts auf inklusive Bildung als transformativer 
Prozess im Rahmen einer systemischen Reform zu 
begreifen sei, die einen tiefgreifenden Wandel der 
Bildungssysteme nach sich ziehe.107 Dafür müsse 
die Politik die Rahmenbedingungen, vor allem 
Gesetze, Konzepte und Finanzierung, aber auch 
Bildungs- und Ausbildungsinhalte, Lehrmethoden, 
Strukturen und Strategien anpassen.108 
6.2 Umsetzung des Rechts 
auf inklusive Bildung in 
Nordrhein-Westfalen
Die Konsultation der Monitoring-Stelle UN-Behin-
dertenrechtskonvention mit den behindertenpoliti-
schen Verbänden in Nordrhein-Westfalen hat das 
besondere Augenmerk auf die schulische Bildung 
bestätigt. Dennoch wurde dort auch über weitere 
bildungspolitische Felder, etwa über die künstle-
rische Bildung von Menschen mit Behinderungen, 
gesprochen. Die Vertreter_innen der Verbände 
berichteten außerdem von guten Beratungsan-
geboten für hochwertige inklusive Bildung, vor 
allem im städtischen Raum. Gleichzeitig trugen 
die Verbände vor, dass es für eine systemische 
Umsetzung des Rechts auf Bildung an einer effek-
tiven Steuerung der personellen und finanziellen 
Ressourcen, die bislang im Fördersystem gebun-
denen sind, fehle. Auch seien nicht alle Akteure 
eingebunden. Zivilgesellschaftliche Organisationen 
kritisierten zudem, dass „weichere Formen der 
Exklusion“ zu beobachten seien. Dazu gehöre, 
dass allgemeine Schulen als Förderort minde-
rer Qualität dargestellt oder „Binnenexklusion“ 
in allgemeinen Schulen praktiziert werde. Auch 
wurde moniert, dass inklusive Schulmöglichkeiten 
an schlecht erreichbaren Schulen bereitgestellt 
würden, dass angemessene Vorkehrungen versagt, 
die Möglichkeiten des Schulwechsels verwehrt 
oder Nachteilsausgleiche nicht gewährt würden. 
Dies sei vor allem auf mangelnde Kenntnis der 
Rechtslage bei den verantwortlichen Akteuren des 
Schulwesens zurückzuführen. 
Nordrhein-Westfalen hat in der Vergangenheit 
bereits wichtige rechtliche und politische Entwick-
lungen für die schulische Inklusion eingeleitet:109 
Mit der Verabschiedung des 9. Schulrechts-
änderungsgesetzes am 16. Oktober 2013 wurde 
seit dem Schuljahr 2014/2015 der Vorrang der 
Beschulung von Schüler_innen mit sonderpäd-
agogischem Förderbedarf an der allgemeinen 
Schule vor einer separierenden Beschulung an der 
Förderschule eingeführt.110 Dieses Gesetz stellt 
das Herzstück der Maßnahmen dar, mit denen 
das Bundesland die Weichen für ein inklusives 
Schulsystem gestellt hat. Allerdings steht dieser 
Rechtsanspruch unter einem Haushaltsvorbe-
halt. Danach kann eine Schule Schüler_innen mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf die Aufnahme 
verweigern, sollte sie für eine angemessene 
Unterstützung „personell und sachlich nicht aus-
gestattet“ sein und „auch nicht mit vertretbarem 
Aufwand dafür ausgestattet werden“ können.111 
Zudem soll der Antrag zur Feststellung eines 
105 Siehe auch Deutsches Institut für Menschenrechte (2017a).
106 UN, Committee on the Rights of Persons with Disabilities (2016). Siehe dazu erläuternd auch Deutsches Institut für Menschenrechte 
(2017b).
107 UN, Committee on the Rights of Persons with Disabilities (2015), Rn. 45 f.
108 UN, Committee on the Rights of Persons with Disabilities (2016), Rn. 9.
109 Ausführlich siehe Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales NRW (2017), S. 110 ff.
110 § 20 Absatz 2 SchulG NRW.
111 § 20 Absatz 5 SchulG NRW.
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sonderpädagogischen Förderbedarfs grundsätzlich 
nur noch von den Eltern gestellt werden dürfen 
und nur in Ausnahmefällen durch die Schule 
erfolgen.112
Die amtierende Landesregierung bekennt sich in 
ihrem Koalitionsvertrag zum Ziel einer gelingenden 
schulischen Inklusion.113 Um sich zunächst einen 
Überblick zu verschaffen, wie viele Schulen inklu-
siv unterrichten und unter welchen Bedingungen 
sie dies tun, hat sie im Sommer 2017 ein Mora-
torium zum Erhalt der Förderschulen erlassen 
und die Mindestgrößen für die Förderschulen über 
fünf Jahre ausgesetzt.114
Darüber hinaus hat die Landesregierung im Juli 
2018 Eckpunkte zur Neuausrichtung der schu-
lischen Inklusion (im Folgenden Eckpunkte)115 
und im Oktober 2018 einen Runderlass zur Neu-
ausrichtung der Inklusion in den öffentlichen 
allgemeinbildenden weiterführenden Schulen 
(im Folgenden Runderlass)116 verabschiedet. Sie 
formulieren die Standards für den  gemeinsamen 
Unterricht von Schüler_innen mit und ohne Behin-
derungen. Danach müssen künftig erstmalig wei-
terführende Schulen verbindliche pädagogische 
Inklusionskonzepte und räumliche Voraussetzun-
gen für das gemeinsame Lernen vorweisen sowie 
systematische und begleitende Fortbildungen des 
Kollegiums organisieren. Die Landesregierung 
stellt gleichzeitig neue Personalstellen für das 
gemeinsame Lernen in den Landeshaushalt ein 
und gibt einen Personalschlüssel in der Sekundar-
stufe vor. 
Diese Vorgaben leisten einen wichtigen Beitrag 
zur Qualitätssicherung von inklusiver Bildung. Die 
Landesregierung muss jedoch weiter ausführen, 
wie sie Schulen bei der Qualitätssteigerung kon-
kret unterstützen will. Prinzipiell problematisch ist 
jedenfalls, dass der Inklusionsbegriff, der den Eck-
punkten und dem Runderlass zugrunde liegt, nicht 
mit der UN-BRK in Einklang steht: Die Landesre-
gierung hält die Aufrechterhaltung des Förder-
schulsystems für vereinbar mit ihrer Verpflichtung 
zum Aufbau eines inklusiven Schulsystems. Für die 
Zeit des Aufbaus der inklusiven Schule kann ein 
Sonder- und Förderschulwesen zwar eine Zeit lang 
weiter existieren, es dürfen jedoch nicht längerfris-
tig zwei parallele Schulsysteme bestehen.117 Die 
Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonven-
tion kritisiert deshalb insbesondere, dass die Lan-
desregierung die Förderschulen wieder stärkt. Die 
entsprechenden Maßnahmen sind ein Rückschritt 
auf dem Weg hin zu einem inklusiven Schulsystem. 
Die Monitoring-Stelle hofft, dass die Eckpunkte 
und der Runderlass – trotz grundlegender Schwie-
rigkeiten und Kritik an Details118 – zunächst zur 
notwendigen Klärung und Versachlichung der 
Debatte beitragen werden. Da sie ein ausstehen-
des Gesamtkonzept zum Aufbau der inklusiven 
Schule in Nordrhein-Westfalen jedoch nicht erset-
zen können, sondern lediglich ein Versatzstück 
davon sind, hält die Monitoring-Stelle UN-Behin-
dertenrechtskonvention weitergehende Schritte 
für notwendig. Ein solches Gesamtkonzept muss 
insbesondere Maßnahmen zur Umschichtung per-
soneller und finanzieller Ressourcen zum Aufbau 
der inklusiven Bildung sowie zur schrittweisen 
Schließung von Förderschulen in absehbarer Zeit 
umfassen. Es muss zudem die systematische 
Fortbildung der Fachkräfte im Hinblick auf Inhalt, 
Organisation der Zeitressourcen und Finanzierung 
konkretisieren. 
Die mit dem 9. Schulrechtsänderungsgesetz 
eingeführten rechtlichen änderungen stellen noch 
nicht sicher, dass das Recht auf inklusive Bildung 
tatsächlich umgesetzt wird – zumal Doppelstruk-
turen erhalten bleiben und diese durch aktuelle 
112 § 19 Absatz 5, Absatz 7 SchulG NRW.
113 CDU / FDP (2017), S. 13.
114 Ministerium für Schule und Bildung NRW (21.07.2018): Pressemitteilung: Ministerin Gebauer: Landesregierung schafft Voraussetzungen 
für breites Förderschulangebot. https://www.schulministerium.nrw.de/docs/bp/Ministerium/Presse/Pressemitteilungen/2017_17_
LegPer/PM20170721_Foerderschulen/index.html (abgerufen am 07.12.2018).
115 Ministerium für Schule und Bildung NRW (2018b). 
116 Ministerium für Schule und Bildung NRW (2018d).
117 Deutsches Institut für Menschenrechte (2011).
118 Deutsches Institut für Menschenrechte (2018a).
36  DAS RECHT AUF INKLUSIVE BILDUNG














Maßnahmen der Landesregierung gestärkt 
werden. Um zu beurteilen, inwieweit in Nord-
rhein-Westfalen von einem inklusiven Schulsystem 
gesprochen werden kann, ist ein Blick auf die 
statistischen Daten erforderlich.
Welche wichtigen Indikatoren gibt es, um Aussa-
gen über den Stand der inklusiven Bildung treffen 
zu können? Im Bereich der schulischen Bildung 
kommt dem Indikator der Exklusion aus men-
schenrechtlicher Sicht eine besondere Bedeutung 
zu. Er zeigt insbesondere seit 2009 an, ob es dem 
Bundesland gelungen ist, die schulische Aus-
bildung von Kindern und Jugendlichen in einem 
inklusiven allgemeinen Bildungssystem und nicht 
in Sondereinrichtungen zu ermöglichen. 
Ein weiterer wichtiger Indikator ist die Qualifizie-
rung der Fachkräfte. Neben der Neueinstellung 
bzw. Überführung von sonderpädagogischen 
Fachkräften von den Förderschulen in die all-
gemeinen Schulen bedarf es für inklusiven 
Unterricht ausgebildeter Lehrkräfte. Dafür sind 
entsprechende Ausbildungscurricula sowie 
qualitative Angebote und eine entsprechende 
Teilnahme an Fortbildungen erforderlich. 
Exklusion und Stand der Integration
Einer amtlichen Statistik des Ministeriums für 
Schule und Bildung NRW119 zufolge gab es im 
Schuljahr 2017/18 insgesamt 143.045 Schü-
ler_innen mit Förderbedarf. Dies entspricht einem 
Anteil von 5,72 Prozent gemessen an der Gesamt-
zahl der Schülerschaft. 2008/2009 – dem letzten 
Schuljahr vor Inkrafttreten der UN-BRK – lag der 
Anteil bei 4,56 Prozent. Der Anteil von Schüler_
innen mit Förderbedarf ist also in den vergange-
nen Jahren leicht gestiegen. 
Die sogenannte Exklusionsquote, welche den 
Anteil der Schüler_innen außerhalb des allgemei-
nen Schulsystems erfasst, betrug im Schuljahr 
2016/2017 4,6 Prozent. Seit dem Schuljahr 
2008/2009 (5,2 Prozent) ist die Exklusionsquote 
aber nicht nennenswert gesunken,120 d.h. die För-
derung von Schüler_innen mit Förderbedarf findet 
fast unvermindert in Sondereinrichtungen statt. Es 
119 Ministerium für Schule und Bildung NRW (2018a).
120 Klemm (2018), S. 10.
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gab also in dieser Hinsicht keinen Fortschritt bei 
der Umsetzung der UN-BRK.
Die sogenannte Integrationsquote121, also der 
Anteil aller Schüler_innen mit Förderbedarf, die in 
allgemeinen Schulen lernen, betrug im Schuljahr 
2016/2017 3,05 Prozent. Zwischen den Schul-
jahren 2008/2009 und 2016/2017 ist sie von 
0,74 Prozent um 2,31 Prozent gestiegen.122 
Der Integrationsanteil ist eine weitere statistische 
Größe, die Rückschlüsse auf die Inklusivität des 
Bildungssystems zulässt. Er beziffert den Anteil 
der Schüler_innen mit sonderpädagogischem För-
derbedarf, die an einer allgemeinbildenden Schule 
unterrichtet werden, an allen Schüler_innen mit 
Förderbedarf. Ein hoher Integrationsanteil ist also 
ein Indikator für ein weitgehend inklusiv gestal-
tetes Bildungssystem. Dieser Anteil ist in Nord-
rhein-Westfalen von 12,4 Prozent im Schuljahr 
2008/2009 auf rund 39,7 Prozent im Schuljahr 
2016/2017 gestiegen; damit befindet sich Nord-
rhein-Westfalen mittlerweile knapp über dem 
Bundesdurchschnitt von 39,3 Prozent.123
Der Anstieg des Integrationsanteils kann in 
Zusammenhang mit einem veränderten diagnos-
tischen Verfahren gesehen werden: Wenn mehr 
Schüler_innen, die ohnehin die allgemeine Schule 
besuchen, ein sonderpädagogischer Förderbedarf 
attestiert wird, erhöht sich der Integrationsanteil, 
ohne dass effektiv weniger Kinder die Förder-
schule besuchen.124 Die höheren Integrationsraten 
sind aber auch durch die stetig ansteigende Quote 
der Übergänge von Förderschulen an allgemeine 
Schulen erklärbar. Vom Schuljahr 2005/06 bis 
2013/14 ist diese von 1,5 Prozent auf 3,3 Pro-
zent gestiegen und hat sich damit mehr als 
verdoppelt.125 
Der LVR hat im Jahr 2016 beschlossen, die 2010 
eingeführte LVR-Inklusionspauschale um weitere 
zwei Schuljahre mit einer Gesamtfördersumme in 
Höhe von 900.000 Euro fortzuführen. Sie soll mög-
lichst viele Kinder mit Behinderungen in die Lage 
versetzen, eine allgemeine Schule zu besuchen. 
Dabei handelt es sich um eine freiwillige Einzelfall-
förderung. Sie wird ergänzend, aber nachrangig 
zur Landesförderung gewährt, wenn ein Umbau 
oder eine besondere Ausstattung erforderlich 
ist.126 Solange in Nordrhein-Westfalen noch kein 
inklusives Schulsystem existiert, trägt diese Maß-
nahme dazu bei, angemessene Vorkehrungen zu 
treffen und damit den gleichberechtigten Besuch 
von Kindern mit und ohne Behinderungen an einer 
allgemeinen Schule zu gewährleisten (vgl. Artikel 2 
Unterabsatz 4 UN-BRK). Der LWL hat ebenfalls 
verschiedene Maßnahmen ergriffen, um gemeinsa-
mes Lernen umzusetzen.127
Auch wenn die statistischen Daten Fortschritte in 
Nordrhein-Westfalen erkennen lassen, sagen sie 
dennoch wenig bis nichts über die Qualität inklusi-
ver Bildung aus. Hierzu gibt es leider kaum empiri-
sche Forschung. 
Qualifizierung von Fachkräften
Ein wesentliches Qualitätsmerkmal für inklusive 
Bildung ist die Qualifizierung der Lehrkräfte. 
Lehrer_innen müssen dafür ausgebildet sein, 
Schüler_innen mit und ohne sonderpädagogi-
schem Förderbedarf gemeinsam zu unterrichten. 
Sie benötigen sonderpädagogische Kompetenzen, 
Erfahrung im zieldifferenten Unterrichten – Schü-
ler_innen orientieren sich im Unterricht an unter-
schiedlichen Lernzielen – sowie in der Arbeit mit 
multiprofessionellen Teams. Die von der Kultusmi-
nisterkonferenz 2014 überarbeiteten Standards für 
die Lehrerbildung: Bildungswissenschaften haben 
die Weichen dafür gestellt, inklusive Bildung bun-
desweit zu einem verpflichtenden Bestandteil des 
121 Mit Blick auf den Stand Dinge und die weite Ferne eines inklusiven Systems wird hier der Begriff der Integrationsquote anstelle von Inklu-
sionsquote verwendet.
122 Klemm (2018), S. 18.
123 Ebd.
124 Siehe auch Lange / Hendricks (2016), S. 13.
125 IT.NRW (2015), S. 15.
126 Landschaftsverband Rheinland (2018), S. 42.
127 Landschaftsverband Westfalen-Lippe (2018), S. 22 ff.
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Lehramtsstudiums zu machen. Eine Neureglung im 
Lehrerausbildungsgesetz NRW128 legt fest, dass 
die Ausbildung von Lehrkräften unter anderem zu 
einem professionellen Umgang mit Vielfalt – insbe-
sondere mit Blick auf ein inklusives Schulsystem – 
befähigen soll. 
In der universitären Ausbildung hat das Land seit 
August 2013 bis Dezember 2018 den Auf- und 
Ausbau zusätzlicher Studienkapazitäten für das 
Lehramt für sonderpädagogische Förderung an 
den Universitäten Bielefeld, Köln, Paderborn, 
Siegen und Wuppertal mit Fördermitteln im 
Gesamtumfang von 70,84 Millionen Euro geför-
dert. Mit der Unterzeichnung der Hochschul-
vereinbarung NRW 2021 hat sich das Land zur 
Fortsetzung der Förderung verpflichtet. Es wurde 
vereinbart, dass die Fördermittel zum Haushalts-
jahr 2019 in die Hochschulhaushalte eingestellt 
werden, um die dauerhafte Finanzierung der 
zusätzlichen Studienplätze sicherzustellen.129 
An drei der elf lehrerbildenden Hochschulen in 
Nordrhein-Westfalen sind steht Inklusion verpflich-
tend auf dem Lehrplan, an zwei weiteren trifft dies 
für bestimmte Lehramtstypen zu. An acht von elf 
Hochschulen wird Inklusion als Querschnittsthema 
behandelt.130 
Um Inklusion in der Bildung weiter zu verbessern, 
hat Nordrhein-Westfalen verschiedene Maßnahmen 
für die Lehreraus- und -weiterbildung spezifiziert. 
Lehrkräfte an allgemeinen Schulen sollen unter 
anderem eine berufsbegleitende sonderpädagogi-
sche Weiterbildung bekommen, die Studienkapazi-
täten für das grundständige sonderpädagogische 
Studium mittelfristig ausgebaut werden. Die 
Anforderungen an die Lehrer_innenausbildung in 
einem inklusiven Schulsystem sollen geprüft und 
weiterentwickelt werden.131 Dem zweitem Bericht 
zur Umsetzung des Aktionsplans zufolge stehen im 
Rahmen einer landesweiten Professionalisierung 
von Moderator_innen in Kompetenzteams derzeit 
mindestens 400 Moderator_innen zur Fortbildung 
von Kollegien allgemeiner Schulen – insbesondere 
im Umgang mit Lern- und Entwicklungsstörungen – 
sowie ein landesweites Fortbildungsprogramm 
Schulen auf dem Weg zur Inklusion zur Verfü-
gung.132 Aus diesen Maßnahmen ergibt sich eine 
Multiplikationswirkung, die dazu beitragen kann, 
die Kompetenzen zur Umsetzung eines inklusiven 
Schulsystems weiterzugeben und die Qualität des 
gemeinsamen Unterrichts zu steigern. 
In den Jahren 2014 und 2015 sind insgesamt 100 
Stellen für Inklusionsfachberater_innen geschaffen 
worden, die schrittweise durch ehemalige Förder-
schullehrer_innen und -leiter_innen besetzt werden 
sollen. Ihre Aufgaben sind die Schulaufsicht sowie 
die Unterstützung der allgemeinen Schulen beim 
Inklusionsprozess.133 Lehrer_innen anderer Lehr-
ämter können sich (zeitlich befristet bis 2018) 
berufsbegleitend in Ausbildungszentren für die son-
derpädagogische Fachrichtung Lernen oder emotio-
nale und soziale Entwicklung umschulen lassen. In 
zehn Gruppen werden jeweils 250 Lehrer_innen 
18 Monate lang ausgebildet.134 Bis zum Schuljahr 
2024/2025 will die Landesregierung rund 6.000 
zusätzliche Stellen für die Inklusion im Bereich der 
Sekundarstufe I zur Verfügung stellen.135
Trotz der Anstrengungen des Landes zum Auf-
bau von Fortbildungsangeboten beklagen Leh-
rer_innen und Schulverbände den bestehenden 
Mangel an Fortbildungsmöglichkeiten. Das Fort-
bildungsangebot zum Thema Inklusion bewerten 
die meisten Lehrer_innen als mangelhaft. Auf 
einer Schulnotenskala ergibt sich ein Mittelwert 
von 4,5.136 74,6 Prozent der Lehrkräfte, die eine 
Integrationsklasse leiten, hatten im Jahr 2016 
nach eigenen Angaben einen hohen bzw. sehr 
128 § 2 Absatz 2 LABG NRW.
129 Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales NRW (2017), S. 114 f.
130 Vgl. Monitor Lehrerbildung (2014).
131 Ebd., S. 212 f.
132 Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales NRW (2017), S. 112 ff. mit weiteren Maßnahmen wie Unterstützung der Unterrichtsent-
wicklung im Gemeinsamen Lernen.
133 Ministerium für Schule und Bildung NRW (2017).
134 Ebd.
135 Ministerium für Bildung und Schule (2018c). 
136 Forsa (2016), S. 9. 
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hohen Fortbildungsbedarf im Bereich Integration / 
Inklusion von Schüler_innen mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf. In Klassen ohne Förderbedarf 
lag dieser Anteil sogar bei 83,7 Prozent.137 Aller-
dings werden Fortbildungsangebote zur inklusiven 
Schulentwicklung von den Schulen beziehungs-
weise Lehrer_innen oft nicht gebucht. Es zeigt sich 
also deutlich, dass noch nicht die richtigen Mittel 
und Wege gefunden sind, um die Maßnahmen 
flächendeckend zu etablieren, bekanntzumachen 
und die erforderliche Qualität dieser Maßnahmen 
sicherzustellen.
Im Hinblick auf eine von der amtierenden Lan-
desregierung in den Eckpunkten angekündigten 
Fortbildungsoffensive für Lehrkräfte im Bereich 
Inklusion bleibt abzuwarten, wie die konkreten 
Umsetzungsschritte aussehen werden, um die 
personellen Voraussetzungen zur Umsetzung schu-
lischer Inklusion zu schaffen.138
6.3 Fazit und Empfehlungen 
Nordrhein-Westfalen hat mit der Verabschiedung 
des 9. Schulrechtsänderungsgesetzes zwar die 
Weichen für den Aufbau eines inklusiven Schulsys-
tems gestellt; die Landespolitik hat jedoch noch 
keine breite Zustimmung unter den schulbezoge-
nen Akteuren erreichen können. Die im Juli 2018 
veröffentlichten Eckpunkte zur Neuausrichtung 
der schulischen Inklusion und der darüber hinaus 
gehende Runderlass zur Neuausrichtung der Inklu-
sion in den öffentlichen allgemeinbildenden weiter-
führenden Schulen bieten allerdings auch nur eine 
unzureichende Antwort auf die menschenrechtli-
chen Anforderungen an eine qualitativ hochwer-
tige schulische Inklusion. So bestehen weiterhin 
große Herausforderungen bei der Gestaltung 
eines inklusiven Schulsystems. 
Die Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskon-
vention empfiehlt der Landesregierung deshalb,
– ihre Politik an einem menschenrechtlichen Ver-
ständnis von Inklusion auszurichten. Fast zehn 
Jahre nach Inkrafttreten der UN-BRK sollte sie 
ein inklusives System ohne Sonderstrukturen wie 
Sonder- und Förderschulen politisch in Angriff 
nehmen und mit entsprechenden Maßnahmen 
unterlegen. Da die Eckpunkte und der Runderlass 
der Landesregierung das ausstehende Gesamt-
konzept zum Aufbau der inklusiven Schule in 
Nordrhein-Westfalen nicht ersetzen können, 
sondern lediglich ein Element davon sind, sind 
für den Aufbau eines inklusiven Systems weitere 
konkrete Schritte notwendig;
– die Maßnahmen zur Neuausrichtung der Inklu-
sion unter systematischer Einbeziehung der 
maßgeblichen Akteure des Schulwesens auf 
der Grundlage des Menschenrechtsansatzes 
für alle Schularten so weiterzuentwickeln, dass 
sie sich in absehbarer Zeit mit Maßnahmen 
zur Umschichtung personeller und finanzieller 
Ressourcen zum Aufbau der inklusiven Bildung 
sowie zur schrittweisen Schließung von Förder-
schulen in ein Gesamtkonzept einfügen;
– im Rahmen eines solchen Gesamtkonzepts Hil-
festellungen zur Entwicklung von schulischen 
Inklusionskonzepten vorzulegen, um nicht jeder 
Schule die Entwicklung eines solchen selbst zu 
überlassen, zumal oftmals die dafür erforderli-
che Expertise vor Ort noch fehlt.
Im Hinblick auf die Qualifizierung von Lehrkräften 
und die Vermittlung eines menschenrechtlichen 
Verständnisses von Inklusion empfiehlt die Moni-
toring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention der 
Landesregierung, 
– die in den Eckpunkten angekündigte Fortbil-
dungsoffensive zu inklusiven Konzepten für 
alle Lehrer_innen und Sonderpädagog_innen 
obligatorisch zu machen, qualitativ hochwertige 
Fortbildungskonzepte zu entwickeln und die 
finanziellen, personellen und zeitlichen Res-
sourcen dafür zur Verfügung zu stellen; 
– fortlaufend in die Einstellung und Weiterbil-
dung von Lehrer_innen mit Behinderungen zu 
investieren;
137 Stanat et al. (2017), S. 72.
138 Deutsches Institut für Menschenrechte (2018a).
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– sicherzustellen, dass das Kerncurriculum des 
Lehramtsstudiums – neben einer inklusiven 
Pädagogik und dem Menschenrechtsansatz – 
auch verpflichtend Wissen zur unterstützten 
Kommunikation vermittelt und praktische 
Anleitung und Unterstützung im Bereich des 
individualisierten Unterrichtens enthält. 
– Informationskampagnen zu entwickeln, um ein 
menschenrechtliches Verständnis inklusiver 
Bildung und ihrer Vorteile gesellschaftlich zu 
verankern und die Bereitschaft zu Veränderun-
gen – gerade auch unter den Leher_innen und 
Sonderpädagog_innen – zu stärken. 
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7 Das Recht auf Arbeit
Neben dem Recht auf Wohnen und Leben in der 
Gemeinschaft, dem Recht auf inklusive Mobili-
tät und inklusive Bildung ist ein weiteres Recht 
zentral für ein selbstbestimmtes und würdevolles 
Leben von Menschen mit Behinderungen: das 
Recht auf Arbeit. Der Einbezug in das Erwerbsle-
ben hat sowohl aus ökonomischer als auch aus 
sozialer Perspektive positive Auswirkungen auf 
das Leben jedes Menschen. Arbeit kann struktu-
rierend wirken, zu sozialen Kontakten verhelfen, 
für finanzielle Stabilität sorgen und letztlich auch 
zur gesellschaftlichen Anerkennung beitragen. 
Im Vergleich zur Nichterwerbsarbeit ermöglicht 
die Erwerbstätigkeit finanzielle Handlungsspiel-
räume, die das Armutsrisiko und die dauerhafte 
Abhängigkeit von staatlichen Transferleistungen 
mindern sowie die Voraussetzungen für eine 
adäquate Alters- und Risikovorsorge schaffen. 
7.1 Menschenrechtliche 
Vorgaben
Das Recht auf Arbeit wurde in der UN-BRK im 
Anschluss an andere internationale Menschen-
rechtsübereinkommen erneut verbrieft und 
bietet auch fast zehn Jahre nach Inkrafttreten der 
UN-BRK noch Potenzial für gewisse Missverständ-
nisse. Das Recht auf Arbeit als Menschenrecht 
meint nicht das Recht auf einen Arbeitsplatz oder 
gar auf einen bestimmten Arbeitsplatz. Es besagt 
vielmehr, dass Menschen mit Behinderungen das 
gleiche Recht auf selbstbestimmte Arbeit zusteht 
wie Menschen ohne Behinderungen. 
Das Recht auf Arbeit – im Sinne von Artikel 27 
UN-BRK – sichert Menschen mit Behinderungen 
eine gleichberechtigte Teilhabe am Arbeitsleben. 
Es schließt die Möglichkeit mit ein, den Lebens-
unterhalt durch eine Arbeit zu verdienen, die in 
einem offenen, inklusiven und für Menschen mit 
Behinderungen zugänglichen Arbeitsmarkt und 
Arbeitsumfeld frei gewählt oder frei angenommen 
wird (Absatz 1). Benachteiligungen aufgrund einer 
Beeinträchtigung sind in allen Beschäftigungsbe-
reichen verboten. Das schließt auch die Auswahl-, 
Einstellungs- und Beschäftigungsbedingungen, die 
Weiterbeschäftigung und den beruflichen Aufstieg 
ein. Arbeitsbedingungen müssen gerecht sein, ins-
besondere im Hinblick auf Chancengleichheit und 
gleiches Entgelt für gleichwertige Arbeit. 
Doch die deutlich höhere Arbeitslosenquote von 
Menschen mit Behinderungen im Vergleich zu 
Menschen ohne Behinderungen, der Anstieg von 
Werkstattbeschäftigten und die zu selten gelingen-
den Rück- oder Überführungen der Werkstattbe-
schäftigten auf den allgemeinen Arbeitsmarkt139 
sprechen eine andere Sprache.140 Teilhabe am 
Arbeitsleben heißt für viele Menschen mit Behin-
derungen immer noch, dass sie sich faktisch nur 
zwischen Sondersystemen wie den Werkstätten 
für behinderte Menschen (WfbM) oder vergleich-
baren „anderen Leistungsanbietern“ entscheiden 
können. Diese Tätigkeiten sind jedoch nicht als 
Arbeitsverhältnis anerkannt, sondern gelten als 
Rehabilitation; zudem erhalten die dort arbeiten-
den Menschen nur ein Taschengeld in Höhe von 
durchschnittlich weniger als 200 Euro im Monat.141
Die Diskrepanzen zwischen Recht und Wirklichkeit 
hat auch der UN-Ausschuss für die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen 2015 gegenüber 
Deutschland kritisiert. Er zeigte sich besorgt über 
die allgemeine Segregation auf dem deutschen 
Arbeitsmarkt, über finanzielle Fehlanreize und über 
139 Vgl. § 219 Absatz 1 Satz 3 SGB IX n. F.
140 Vgl. dazu auch Deutsches Institut für Menschenrechte (2016b).
141 Deutsches Institut für Menschenrechte (2018b), S. 2.
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die fehlende Durchlässigkeit zwischen den Werk-
stätten und dem allgemeinen Arbeitsmarkt. Der 
UN-Ausschuss empfahl Deutschland daher, durch 
entsprechende Vorschriften wirksame Rahmen-
bedingungen für einen inklusiven Arbeitsmarkt zu 
schaffen, der im Einklang mit den Menschenrech-
ten steht. Das beinhaltet vor allem die Schaffung 
inklusiver Beschäftigungsmodelle, die schrittweise 
Abschaffung der WfbM und eine entsprechende 
Verschiebung der finanziellen Mittel.142 
7.2 Umsetzung des Rechts 
auf Arbeit in Nordrhein-
Westfalen
Die Aufgabe, mehr Arbeits- und Beschäftigungs-
möglichkeiten für Menschen mit Behinderungen 
zu schaffen, ist für Nordrhein-Westfalen nicht 
neu. Das Land hat in den vergangenen Jahren viel 
in diesem Bereich getan und erreicht. Dennoch 
gibt es – das zeigen Daten und Berichte, nicht 
zuletzt die Verbändekonsultation der Monito-
ring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention im 
April 2018 in Duisburg – noch große Probleme bei 
der Umsetzung der UN-BRK, die die Landespolitik 
auf die politische Agenda setzen und um die sie 
sich intensiv kümmern sollte. Insbesondere das 
Werkstattwesen muss kritisch hinterfragt werden, 
denn die UN-BRK macht hier eine Neubewertung 
erforderlich. 
Die Inklusivität des allgemeinen Arbeitsmarktes 
lässt sich vor allem über folgende Indikatoren 
bewerten: die Beschäftigungsquote, die Arbeits-
losenzahlen und die Erwerbsquote von Menschen 
mit Behinderungen im Vergleich zu Menschen 
ohne Behinderungen. Außerdem sind Daten zum 
Betriebsklima und zu den Arbeitsmarktbedingun-
gen, zur Barrierefreiheit von Unternehmen und zur 
Entwicklung von Pflichtarbeitsplätzen maßgeblich. 
Regelungen zur Teilhabe am Arbeitsleben finden 
sich im Bundesrecht; das Bundesteilhabegesetz 
hat zu zahlreichen änderungen im SGB IX143 
geführt. Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
umfassen demnach Leistungen im Arbeitsbereich 
anerkannter Werkstätten für behinderte Men-
schen144, bei „anderen Leistungsanbietern“ und 
bei privaten und öffentlichen Arbeitgebern, etwa 
als Budget für Arbeit145. Bei der Durchführung 
von Maßnahmen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
werden Integrationsfachdienste146 beteiligt. Diese 
helfen und begleiten Menschen mit Behinderun-
gen bei der Suche nach einem Ausbildungs- oder 
Arbeitsplatz. Arbeitgeber_innen, die schwerbe-
hinderte Menschen einstellen möchten, stehen 
die Integrationsfachdienste ebenfalls beratend 
und unterstützend zur Seite. Weitere Möglich-
keiten der Erwerbsbeteiligung von Menschen 
mit Behinderungen bieten beispielsweise auch 
Inklusionsbetriebe147 als eine Form unterstützter 
Beschäftigung.
Allgemeiner Arbeitsmarkt 
Die Arbeitssituation für Menschen mit Behinde-
rungen in Nordrhein-Westfalen hat sich positiv 
entwickelt: Das Land konnte in den letzten Jahren 
die Nachteile für Menschen mit Behinderungen 
signifikant abbauen und kann sich im Bundes-
vergleich sehen lassen. Gemessen an den Indi-
katoren – den Beschäftigungs-, Erwerbs- und 
Arbeitslosenquoten – zeigt sich allerdings, dass 
der in der UN-BRK verankerte Anspruch noch nicht 
erfüllt wird. Menschen mit Behinderungen haben 
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nicht immer 
eine auskömmliche selbstgewählte Arbeit und 
haben immer noch Nachteile gegenüber Menschen 
ohne Behinderungen.
Die Beschäftigungsquote von schwerbehinderten 
Menschen beschreibt den Anteil der schwerbe-
hinderten Erwerbstätigen an der Bevölkerung. In 
Nordrhein-Westfalen fällt sie positiv auf, da sie mit 
5,19 Prozent im Jahr 2017 (2016: 5,18 Prozent) 
142 UN, Committee on the Rights of Persons with Disabilities (2015), Rn. 49 f.
143  §§ 49-63 SGB IX n. F. und im Schwerbehindertenrecht ab § 151 SGB IX n. F. 
144 §§ 219-227 SGB IX n. F.
145 § 61 SGB IX n. F.
146 §§ 192-198 SGB IX n. F.
147 §§ 215-218 SGB IX n. F.
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über dem bundesweiten Durchschnitt von 
4,69 Prozent (2016: 4,69 Prozent) liegt und damit 
die gesetzlich vorgeschriebene Fünf-Prozent-Quote 
erfüllt.148
Des Weiteren konnten sowohl die absolute Zahl 
der langzeitarbeitslosen schwerbehinderten Men-
schen von 24.806 im Jahr 2016 auf 23.953 im Jahr 
2017 als auch der Anteil der schwerbehinderten 
Langzeitarbeitslosen an allen arbeitslosen schwer-
behinderten Menschen von 51,3 auf 50,2 Prozent 
im selben Zeitraum gesenkt werden. Dennoch 
liegt dieser Anteil in Nordrhein-Westfalen immer 
noch signifikant höher als im gesamtdeutschen 
Durchschnitt von 44,4 Prozent im Jahr 2017.149 
Zwar konnte ebenso die Arbeitslosenquote von 
Menschen mit Behinderungen von 13,5 Prozent im 
Jahr 2016 auf 13,1 Prozent im Jahr 2017 gesenkt 
werden; allerdings liegt sie weiterhin über der 
bundesweiten Arbeitslosenquote von Menschen 
mit Behinderungen von 11,7 Prozent (2017) sowie 
erheblich über der allgemeinen Arbeitslosenquote 
in Nordrhein-Westfalen von 7,4 Prozent im Jahr 
2017.150 Der Anteil der schwerbehinderten Men-
schen an allen Arbeitslosen stieg 2017 weiter an 
und liegt aktuell bei 6,8 Prozent. Die allgemeine 
Arbeitslosigkeit ist im Vergleichszeitraum deutlich 
stärker zurückgegangen.151 Schwerbehinderte 
Menschen profitieren damit weiterhin nicht in 
dem Maße von den positiven Entwicklungen am 
Arbeitsmarkt wie Menschen ohne Behinderungen.
Positiv zu vermerken ist die folgende Entwicklung: 
Die Erwerbsquote unter den 15- bis 64-jährigen 
schwerbehinderten Menschen, also der Anteil der 
Erwerbspersonen (Erwerbstätige plus Erwerbs-
lose) an der Einwohnerzahl, konnte erheblich von 
43,8 Prozent im Jahr 2013 auf nun 47,4 Prozent 
gesteigert werden. Sie liegt damit fast sechs Pro-
zentpunkte über dem bundesweiten Durchschnitt 
von 41,8 Prozent und ist auch Ausdruck einer 
guten konjunkturellen Lage. Bei den positiven 
Entwicklungen der Erwerbsquote von schwerbe-
hinderten Menschen muss aber berücksichtigt 
werden, dass sie sich auch aus der älter werden-
den bzw. chronisch erkrankenden Bevölkerung 
rekrutiert. Für ein umfassendes Bild wäre die 
Betrachtung der Zahlen „echter Neuzugänge“ in 
den allgemeinen Arbeitsmarkt wichtig.
Für eine umfassendere Bewertung der Fortschritte 
im Bereich der Teilhabe von Menschen mit Behin-
derungen am Arbeitsmarkt sind die individuellen 
Erfahrungen der repräsentativ befragter Personal-
verantwortlichen152 sowie der abhängig beschäf-
tigten Menschen mit Behinderungen ergänzend zu 
den quantitativen Daten heranzuziehen. Im Ver-
gleich zu den anderen Regionen wird das Arbeits-
klima in Unternehmen in Nordrhein-Westfalen 
besonders positiv bewertet. Nordrhein-Westfalen 
ist das einzige Bundesland, in dem die Unterneh-
men das Klima als genauso gut empfinden wie die 
Arbeitnehmer_innen (Durchschnitt Deutschland: 
Arbeitnehmer_innen: 45,7 Prozent; Unterneh-
men: 37,0 Prozent; NRW: Arbeitnehmer_innen: 
43,5 Prozent; Unternehmen: 43,4 Prozent). Dort 
geben besonders viele Arbeitnehmer_innen 
mit Behinderungen an, dass sie entsprechend 
ihrer Qualifikation eingesetzt werden (91 Pro-
zent). Ebenso fühlen sich überdurchschnittlich 
viele Arbeitnehmer_innen mit Behinderungen 
im Kollegenkreis voll akzeptiert und integriert 
(93 Prozent).153 Menschen mit Behinderungen, die 
in Werkstätten arbeiten, wurden nicht zu ihrer sub-
jektiven Einschätzung ihres Arbeitsklimas befragt.
Auch bei den institutionellen, organisatorischen 
und infrastrukturellen Rahmenbedingungen liegt 
Nordrhein-Westfalen leicht über dem bundes-
deutschen Durchschnitt. So gaben 58 Prozent der 
Arbeitnehmer_innen mit Behinderungen an, dass 
es in ihrem Unternehmen schriftliche Grundsätze 
148 Ehlert-Hoshmand / Greskamp (2018). Das vom Handelsblatt Research Institute in Kooperation mit der Aktion Mensch erstellte Inklusions-




151 Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW (2018), S. 3.
152 In Unternehmen ab 20 Mitarbeitenden, die Menschen mit Behinderungen beschäftigen.
153 Ehlert-Hoshmand / Greskamp (2018).
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zur Inklusion gebe. Daraus lässt sich jedoch nicht 
zwingend ableiten, wie Inklusion im Unternehmen 
tatsächlich gelebt und umgesetzt wird. Eben-
falls beurteilen etwas mehr als der bundesweite 
Durchschnitt in Nordrhein-Westfalen die staat-
liche Unterstützung als sehr gut oder eher gut 
(60 Prozent in Nordrhein-Westfalen verglichen zu 
57 Prozent in Deutschland).154 Von Seiten der Zivil-
gesellschaft wurde im Rahmen der Verbändekon-
sultation jedoch berichtet, dass sich der Zugang 
zu Hilfsmittel für Menschen mit Behinderungen 
oftmals schwierig gestalte und das Verfahren zur 
Beschaffung häufig erst mit Beginn des Arbeitsver-
hältnisses beginne.
Die Arbeitsmarktbedingungen sind dagegen aus 
Sicht der Arbeitnehmer_innen mit Behinderun-
gen noch stark verbesserungswürdig. So geben 
16 Prozent der Befragten – so viele wie in keiner 
anderen Region – an, dass sich die Situation von 
Menschen mit Behinderungen auf dem Arbeits-
markt im letzten Jahr subjektiv verschlechtert 
habe. Nur 25 Prozent sagen dagegen, dass eine 
Verbesserung der Lage eingetreten sei.155 Diese 
negative Einschätzung der Arbeitsmarktsituation 
steht in deutlicher Diskrepanz zu der positiven 
Einschätzung des Arbeitsklimas in Unternehmen 
durch Menschen mit Behinderungen. 
Offensichtlich unterscheiden sowohl die Arbeit-
nehmer_innen als auch die Arbeitgeber_innen 
klar zwischen der eigenen Situation und der Lage 
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt: Die subjektive 
Einschätzung der Unternehmen, die Menschen mit 
Behinderungen beschäftigen, zur wahrgenomme-
nen Inklusivität des allgemeinen Arbeitsmarktes 
deckt sich weitestgehend mit den Einschätzun-
gen der Arbeitnehmer_innen mit Behinderungen. 
81 Prozent der befragten Arbeitgeber_innen 
bestreiten das Vorhandensein von generellen Leis-
tungsunterschieden zwischen Arbeitnehmer_innen 
mit und ohne Behinderungen. Die Unternehmen 
beurteilen auch die institutionellen, organisatori-
schen und infrastrukturellen Rahmenbedingungen 
positiv. So gibt fast die Hälfte der Personalver-
antwortlichen in Unternehmen an, dass in ihrem 
Unternehmen schriftliche Grundsätze zur Inklusion 
etabliert seien. Darüber hinaus sind 30 Prozent 
der Unternehmen in Nordrhein-Westfalen nach 
eigener Einschätzung vollständig barrierefrei; über-
haupt nicht barrierefrei beurteilen sich hingegen 
16 Prozent der Unternehmen. Die Möglichkeiten 
der Unterstützung und Förderung des Staates 
für Unternehmen, die Menschen mit Behinderun-
gen beschäftigen, sind 91 Prozent der Befragten 
bekannt; 85 Prozent der Unternehmen in Nord-
rhein-Westfalen – überdurchschnittlich viele – neh-
men die staatlichen Unterstützungsmöglichkeiten 
in Anspruch.156 
ähnlich wie bei den Arbeitnehmer_innen mit 
Behinderungen empfinden jedoch auch die 
Unternehmen, die Menschen mit Behinderungen 
beschäftigen, dass sich trotz positiver Einschät-
zung im eigenen Unternehmen die Arbeits-
marktbedingungen insgesamt nicht wesentlich 
verbessert haben. So planen nur neun Prozent der 
Unternehmen, in den nächsten zwei Jahren mehr 
Mitarbeiter_innen mit Behinderungen einzustellen; 
vier Prozent dagegen planen, weniger Mitarbeiter_
innen mit Behinderungen einzustellen.157 Im Hin-
blick auf das vergangene Jahr geben dagegen nur 
22 Prozent der Unternehmen an, dass sich ihrer 
Meinung nach die Situation auf dem Arbeitsmarkt 
für Menschen mit Behinderungen verbessert 
habe – verglichen zu 15 Prozent, die meinen, die 
Situation habe sich verschlechtert. Hier liegt Nord-
rhein-Westfalen abgeschlagen auf dem letzten 
Platz im interregionalen Ranking und hinter dem 
deutschlandweiten Durchschnitt von 27 Prozent, 
die angeben, dass sich die Situation verbessert 
habe. Zudem würden weniger Personalverant-
wortliche als im bundesweiten Durchschnitt ihr 
Unternehmen sowohl generell an einen Bekannten 
als auch an einen Bekannten mit Behinderungen, 
der eine Stelle in dem Tätigkeitsfeld des Unterneh-
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Die Zahl der Inklusionsbetriebe in Nordrhein-West-
falen ist kontinuierlich gestiegen, im bundesweiten 
Vergleich hat Nordrhein-Westfalen die meisten 
Inklusionsbetriebe: Ende 2017 waren es 297 
Betriebe mit 7.908 Arbeitsplätzen, davon 3.561 
schwerbehinderte Menschen aus der Zielgruppe 
nach § 217 SGB IX.158 Auch beim Anteil der 
Beschäftigten in Inklusionsbetrieben pro 1.000 
Einwohner_innen liegt das Land mit einem Wert 
von 0,46 gemeinsam mit Rheinland-Pfalz an der 
Spitze.159 
Die Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskon-
vention sieht in der positiven Entwicklung der 
Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen 
in Inklusionsbetrieben einen wichtigen Beitrag 
zur Schaffung und Sicherung von regulären 
Arbeitsplätzen auf dem allgemeinen Arbeits-
markt. Dieser Trend ist auch auf das erfolgreiche 
Landesprogramm Integration unternehmen! 
zurückzuführen, mit dem seit 2011 2.447 neue 
Arbeitsplätze für Menschen mit Behinderungen 
geschaffen wurden. Das Programm zielt darauf 
ab, schwerbehinderten Menschen die Teilhabe 
am Arbeitsleben durch Inklusionsunternehmen, 
-betriebe und -abteilungen zu ermöglichen. Es wird 
nach einer dreijährigen Pilotphase in Kooperation 
mit den Landschaftsverbänden im Rahmen einer 
Regelförderung mit jährlich 2,5 Millionen Euro aus 
dem Landeshaushalt weitergeführt.160 Zu begrüßen 
ist außerdem, dass weitere Neugründungen und 
Erweiterungen von Inklusionsbetrieben und -abtei-
lungen in der Vorbereitung und Umsetzung sind: 
2017 wurden 52 Förderungen mit 156 Arbeitsplät-
zen bewilligt.161 
Als weitere Maßnahme für den Einstieg in ein 
sozialversicherungspflichtiges Arbeits- bzw. 
Ausbildungsverhältnis haben die Landschaftsver-
bände die aufeinander abgestimmten Programme 
LVR-Budget für Arbeit und LWL-Budget für 
Arbeit in Kraft gesetzt. Ziel ist es, möglichst 
passgenaue, individuelle Unterstützungsangebote 
für den Übergang von einer Werkstatt für behin-
derte Menschen in den Arbeitsmarkt zu schaffen. 
Auch werden Personen gefördert, die die Voraus-
setzungen für die Aufnahme in eine Werkstatt 
zwar erfüllen, aber den Weg in den allgemeinen 
Arbeitsmarkt einschlagen. Bis Ende 2017 erfolg-
ten mit diesen Programmen insgesamt fast 2.000 
Übergänge von einer Werkstatt in ein sozialver-
sicherungspflichtiges Arbeits- und Ausbildungs-
verhältnis.162 In Anbetracht der Gesamtzahl von 
rund 80.000 belegten Werkstattplätzen in Nord-
rhein-Westfalen ist das aus menschenrechtlicher 
Sicht jedoch nur ein kleiner Erfolg.
Zu weiteren positiven staatlichen Maßnahmen 
des Landes gehört die Initiative Inklusion163, die 
darauf abzielt, vermehrt schwerbehinderte Men-
schen über 50 in den allgemeinen Arbeitsmarkt zu 
integrieren. Bis Ende 2016 wurden 1.143 Förde-
rungen bewilligt.164 Für erwerbsfähige Leistungsbe-
ziehende mit Behinderungen und mit erheblichen 
gesundheitlichen Beeinträchtigungen gibt es auch 
ein regionales, inklusives Fördersystem in Jobcen-
tern (Miteinander arbeiten – MIAR), das nach 
Ende der zweijährigen Projektphase 2015 über 
Transferveranstaltungen weitergeführt wird.165 
Als Alternative zur Werkstatt für behinderte 
Menschen bei voller Erwerbsminderung findet seit 
2008 eine Fortführung des Arbeitsmarktpro-
gramms aktion5 statt, das in der Zuständigkeit 
der Landschaftsverbände liegt. Dieses Programm 
unterstützt Menschen, die in einer WfbM beschäf-
tigt sind und in den allgemeinen Arbeitsmarkt 
wechseln möchten. Gleichzeitig ist das Programm 
für solche Arbeitsuchende gedacht, die in eine 
Werkstatt eintreten könnten, aber gar nicht erst in 
158 Bundesarbeitsgemeinschaft Werkstätten für behinderte Menschen (2017), S. 8.
159 Ebd.
160 Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW (2018), S. 8 ff.
161 Ebd., S. 9.
162 Ebd., S. 12.
163 In Kooperation von Land, Landschaftsverbänden, der Regionaldirektion Nordrhein-Westfalen der Bundesagentur für Arbeit und Kommu-
nen; Fördervolumen bis Ende 2016: 9,1 Millionen Euro.
164 Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales NRW (2017), S. 64 f.
165 Ebd., S. 65.
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diese aufgenommen werden möchten und den Ein-
tritt in den allgemeinen Arbeitsmarkt suchen. Das 
Programm umfasst sowohl Leistungen an Men-
schen mit Behinderungen als auch an Arbeitge-
ber_innen. Der aktuelle Förderabschnitt erstreckt 
sich bis zum Jahr 2018 mit einer Gesamtförderung 
von 20 Millionen Euro pro Landesteil. Bis 31. 
Dezember 2016 wurden Leistungen in 7.104 Fäl-
len erbracht.166 Solche Instrumente sollten verste-
tigt und ihre Finanzierung sichergestellt werden. 
Auf Anregung des Fachbeirats Arbeit und Qualifi-
zierung des Inklusionsbeirats NRW hat das MAGS 
die Netzwerk-Landkarte Teilhabe an Arbeit für 
Menschen mit Behinderungen sowie Arbeitge-
ber_innen entwickelt. Die Netzwerk-Landkarte ist 
ein online-Informationsangebot, mit dem Nut-
zer_innen schnell und unkompliziert regionale 
Ansprechpersonen für Fragen im Zusammenhang 
mit Behinderung und Arbeitswelt finden. Die 
Internetseite stellt die verschiedenen Einrichtun-
gen mit ihren jeweiligen Aufgaben und Unterstüt-
zungsmöglichkeiten vor und liefert entsprechende 
Kontaktdaten.167
Diese Maßnahmen scheinen geeignet zu sein, 
Menschen mit Behinderungen und Arbeitge-
ber_innen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
zusammenzubringen, und dienen damit der 
Umsetzung der menschenrechtliche Verpflichtung 
zur gleichberechtigten Teilhabe am Arbeitsleben. 
Dennoch hat die aktuelle Landesregierung nicht 
klar gemacht, wie sie gute Beispiele fortführen und 
aufgezeigte Lücken schließen will. In ihrem Koali-
tionsvertrag steckt sie sich folgende Ziele: einen 
inklusiven ersten Arbeitsmarkt, die Fortsetzung 
von Integrationsmaßnahmen in den Arbeitsmarkt 
sowie die Förderung von Integrationsunternehmen 
und Werkstatt-Außenarbeitsplätzen.168 Darüber will 
die Landesregierung eine Beschäftigungsquote 
von 5 Prozent bei Neueinstellungen im Landes-
dienst erreichen, ebenso eine eigenverantwort-
liche Nutzung des Budgets für Arbeit sowie die 
Vereinfachung des dazugehörigen Verfahrens.169 
Konkrete Maßnahmen dazu bleibt sie bisher aber 
schuldig. 
Werkstätten
Auch die Fortschritte beim Rückbau von Werk-
stätten für behinderte Menschen zeigen an, wie 
weit die Umsetzung des Rechts auf Arbeit von 
Menschen mit Behinderungen vorangeschritten 
ist. Relevante Indikatoren sind hier vor allem die 
Entwicklungen der Zahl der Beschäftigten, die Zahl 
der Werkstätten und die Zahl derjenigen Menschen 
mit Behinderungen, die die Werkstatt zugunsten 
des ersten Arbeitsmarktes verlassen. Die aktuelle 
Landesregierung verfolgt jedoch ausdrücklich 
das Ziel, Werkstätten beizubehalten,170 und setzt 
sich in bewussten Widerspruch zur Verpflichtung 
aus Artikel 27 UN-BRK. Das Land beteiligt sich 
weiterhin am Aufbau und an der Modernisierung 
von Arbeitsplätzen in diesen Werkstätten und 
stellt dafür jährlich rund 5 Millionen Euro zur 
Verfügung.171
Die Anzahl der Beschäftigten in Werkstätten ist 
gewachsen: Von 2009 bis 2018 ist die Zahl der 
belegten Plätze von rund 68.000 auf 80.262 
gestiegen.172 Somit sind heute weniger Menschen 
mit Behinderungen in den allgemeinen Arbeits-
markt inkludiert als vor einigen Jahren. 
Zahlen zur Übergangsquote von den Werkstätten 
in den allgemeinen Arbeitsmarkt liegen nicht vor. 
In einer Kleinen Anfrage von 2017 im Deutschen 
Bundestag173 findet sich eine Vermittlungsquote 
von unter 1 Prozent deutschlandweit, die aber 
nicht von der Bundesregierung bestätigt ist.
166 Ebd., S. 67 f.
167 Siehe Online-Angebot unter https://www.mags.nrw/landkarte-beratungsstellen-behinderung-und-arbeit (abgerufen am 07.12.2018).
168 CDU / FDP (2017), S. 101 f.
169 Ebd.
170 Ebd., S. 101 f.
171 Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW (2018), S. 4. 
172 Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW (2018), S. 3.
173 Deutscher Bundestag (2017), S. 1.
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Die Werkstattbeschäftigten verteilen sich auf 101 
Hauptwerkstätten in ganz Nordrhein-Westfalen.174 
2009 waren es 102 Hauptwerkstätten; ein Rück-
bau ist somit nicht ansatzweise zu verzeichnen. 
Es gibt 66 Integrationsprojekte mit dem Ziel des 
Übergangs in eine reguläre Beschäftigung.175
7.3 Fazit und Empfehlungen 
Die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen 
am Arbeitsleben hat sich in Nordrhein-Westfa-
len in den letzten Jahren deutlich verbessert. 
Das Land weist eine überdurchschnittlich hohe 
Erwerbsquote von Menschen mit Behinderungen 
sowie eine hohe Beschäftigungsquote auf. Zudem 
erfolgte insbesondere die Umsetzung von bundes-
staatlichen Vorgaben und Maßnahmen – zumin-
dest für bestimmte Gruppen von Menschen mit 
Behinderungen – auf Landesebene relativ erfolg-
reich. Dennoch liegen die Arbeitslosenzahlen von 
Menschen mit Behinderungen in Nordrhein-West-
falen weiterhin über dem gesamtdeutschen 
Durchschnitt; hier besteht nach wie vor dringender 
Handlungsbedarf, um den Verpflichtungen der 
UN-BRK gerecht zu werden. Das Gleiche gilt für 
den Rückbau von Werkstätten für behinderte 
Menschen.
Die Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskon-
vention empfiehlt der Landesregierung daher,
– ein umfassendes Konzept für eine inklusive 
Ausrichtung des Arbeitsmarktes zu verabschie-
den, um dem Trend der wachsenden Beschäf-
tigtenzahlen in Werkstätten entgegenzutreten. 
Ziel sollte es sein, Beschäftigungsmöglichkeiten 
im ersten Arbeitsmarkt zu schaffen; 
– weitere Anstrengungen zur Reduzierung der 
Arbeitslosenquote und zur Verbesserung der 
Situation von schwerbehinderten Langzeitar-
beitslosen zu unternehmen, um mehr Men-
schen mit Behinderungen in Arbeit zu bringen. 
Dazu gehört:
– zu prüfen, ob sie im Rahmen des Vergabe-
rechts die Arbeitsmarktteilhabe von Men-
schen mit Behinderungen verstärkt fördern 
kann;
– Sorge dafür zu tragen, dass neue Arbeits-
stätten von vornherein kostengünstig barrie-
refrei gebaut werden; 
– die schwer überschaubaren Beratungs- und 
Unterstützungsmöglichkeiten für Arbeitneh-
mer_innen und Arbeitgeber_innen zusam-
menzuführen und Unterstützungsangebote 
stärker auf die spezifischen Bedarfe von 
Menschen mit bestimmten Beeinträchtigun-
gen auszurichten; 
– Informations- und Aufklärungsangebote 
für die Wirtschaft und andere Beschäfti-
gungsbereiche zu verstärken. Das fachliche 
Niveau von Menschen mit Behinderungen 
wird noch oft falsch eingeschätzt und es 
fehlt an Wissen über Programme und Mög-
lichkeiten der staatlichen Förderungen oder 
über den Kündigungsschutz;
– zugunsten einer Integration auf dem allgemei-
nen Arbeitsmarkt keine neuen Werkstätten 
für behinderte Menschen zuzulassen und die 
Zahl der Werkstätten schrittweise und mit 
Augenmaß zu reduzieren. Solange die Werk-
stätten existieren, sollten sie ihren gesetzlichen 
Auftrag, die Eingliederung in den allgemeinen 
Arbeitsmarkt zu fördern, stärker als bisher 
wahrnehmen. Wesentlicher Teil der Strategie 
zur Gewährleistung des Rechts auf Teilhabe 
am Arbeitsleben sollte es sein, die Arbeitge-
ber_innen und deren Verbände mit Nachdruck 
öffentlich auf ihre Beschäftigungspflicht hinzu-
weisen und unter Hinweis auf die vielfältigen 
Förder- und Unterstützungsangebote deren 
Erfüllung einzufordern;
– im Rahmen des Landesausführungsgesetzes 
von der im BTHG vorgesehenen Möglichkeit 
Gebrauch zu machen, vom Prozentsatz der 
174 Bunddesarbeitsgemeinschaft Werkstätten für behinderte Menschen (2017).
175 Ebd.
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Bezugsgröße beim Budget für Arbeit nach oben 
abzuweichen (siehe § 61 Absatz 2 SGB IX). 
Gerade in den nordrhein-westfälischen Bal-
lungszentren sind die Lebenshaltungskosten 
ungleich höher als in ländlichen Regionen. 
Die Formulierung eröffnet die Möglichkeit, in 
Ausnahmefällen auch sehr gut qualifizierte 
Menschen mit Behinderungen in Branchen mit 
hohem Lohnniveau zu unterstützen;
– die Datenlage zu verbessern. Die Landes-
regierung sollte insbesondere Zahlen zur 
Erwerbs situation aufgeschlüsselt nach Beein-
trächtigungen und Geschlecht erheben, um 
gezielte Maßnahmen zur Förderung der beruf-
lichen Teilhabe von Menschen mit Behinderun-
gen planen und durchführen zu können.
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8 Fazit
In Nordrhein-Westfalen sind viele Fortschritte bei 
der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskon-
vention zu verzeichnen. Das Land hat umfang-
reiche Initiativen ergriffen, um die rechtliche 
und praktische Gleichstellung von Menschen mit 
Behinderungen und damit ihre Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben zu verbessern. Besonders 
hervorzuheben sind beispielsweise der Aktions-
plan der Landesregierung Eine Gesellschaft für 
alle – NRW inklusiv, die Etablierung eines Norm-
prüfungsprozesses und diverse daraus resul-
tierende Gesetzesänderungen. Besonders das 
Inklusionsstärkungsgesetz NRW hat das Potential, 
die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonven-
tion auf Landesebene weiter voranzubringen und 
zusätzliche Prozesse zur Stärkung der Inklusion 
anzustoßen.
Trotz dieser Aktivitäten sind die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen auf Wohnen und Leben 
in der Gemeinschaft, Mobilität, Schulbildung und 
Arbeit auch fast zehn Jahre nach Inkrafttreten der 
UN-Behindertenrechtskonvention nicht umfassend 
verwirklicht. 
Bei der Umsetzung des Rechts auf Wohnen und 
Leben in der Gemeinschaft hat Nordrhein-West-
falen viele Fortschritte zu verzeichnen, insbeson-
dere bei der Stärkung des ambulanten Wohnens 
und beim Abbau von Plätzen in stationären 
Einrichtungen. Dennoch können Menschen mit 
Behinderungen in vielen Fällen ihren Wohnort 
noch nicht selbstbestimmt wählen oder entschei-
den, mit wem sie zusammenleben wollen. Um 
ihnen dies zu ermöglichen und die Vorgaben der 
UN-Behindertenrechtskonvention zu erfüllen, 
müssen Landesregierung, Kommunen und die 
Wohnungswirtschaft dafür sorgen, dass ausrei-
chend bezahlbarer, barrierefreier Wohnraum zur 
Verfügung steht. Darüber hinaus muss die Lan-
desregierung ein Konzept zur Verwirklichung eines 
inklusiven Sozialraums aufsetzen sowie zielge-
richtete Strategien zur Deinstitutionalisierung 
entwickeln – beides mit konkreten Zeitvorgaben 
und angemessenen Budgets.
Aufgabe der Politik ist es auch, ein inklusives Ver-
kehrsnetz zu schaffen und den öffentlichen Raum, 
öffentlichen Verkehr, Individualverkehr und beson-
dere Hilfsdienste optimal aufeinander abzustim-
men. Doch bis barrierefreie Reiseketten von der 
Wohnungstür bis zum Zielort und zurück möglich 
sind, muss Nordrhein-Westfalen noch an verschie-
denen Stellen aktiv werden. Bislang existiert in 
Nordrhein-Westfalen weder eine koordinierende 
Federführung noch ein akteurs übergreifendes 
Gesamtkonzept zur Mobilitätssicherung von 
Menschen mit Behinderungen. Ein solches 
Gesamtkonzept muss den Abbau von strukturel-
len Barrieren sowie einzelfallbezogene Lösungen 
im Sinne von angemessenen Vorkehrungen in den 
Blick nehmen. Für den ÖPNV sollten Standards 
festgelegt werden, wie die Unter brechung von 
Reiseketten überwunden werden kann.
Im Bereich der schulischen Bildung steht die 
Landesregierung vor der großen Herausforderung, 
das bestehende Schulsystem so zu reformieren, 
dass es alle Kinder und Jugendlichen mit und 
ohne Beeinträchtigungen optimal fördert und 
niemanden wegen einer Behinderung ausgrenzt. 
Nordrhein-Westfalen hat mit der Verabschiedung 
des 9. Schulrechtsänderungsgesetzes zwar die 
Weichen für den Aufbau eines inklusiven Schul-
systems gestellt. Die aktuellen Maßnahmen der 
Landesregierung bieten jedoch bisher nur eine 
unzureichende Antwort auf die menschenrechtli-
chen Anforderungen an eine qualitativ hochwer-
tige schulische Inklusion. Die Landespolitik muss 
an einem menschenrechtlichen Verständnis von 
Inklusion ausgerichtet sein; sie muss das Ziel 
haben, ein inklusives System ohne Sonderstruktu-
ren wie Sonder- und Förderschulen zu etablieren, 
und entsprechende Maßnahmen zur Erreichung 
dieses Ziels ergreifen. Darüber hinaus sollte 
beispielsweise auch die angekündigte Fortbil-
dungsoffensive zu inklusiven Konzepten für alle 
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Lehrer_innen und Sonderpädagog_innen verpflich-
tend gemacht werden. Dafür müssen ausreichende 
finanzielle, personelle und zeitliche Ressourcen zur 
Verfügung gestellt werden. 
Die Teilhabe am Arbeitsleben hat sich für Men-
schen mit Behinderungen in Nordrhein-Westfalen 
in den letzten Jahren verbessert. Das Land weist 
eine überdurchschnittlich hohe Erwerbsquote 
von Menschen mit Behinderungen sowie eine 
hohe Beschäftigungsquote auf. Zudem erfolgte 
insbesondere die Umsetzung von bundesstaat-
lichen Vorgaben und Maßnahmen auf Landes-
ebene relativ erfolgreich. Dennoch liegen die 
Arbeitslosenzahlen von Menschen mit Behinde-
rungen in Nordrhein-Westfalen weiterhin über 
dem Bundesdurchschnitt; hier besteht nach wie 
vor dringender Handlungsbedarf im Sinne eines 
umfassenden Konzepts für eine inklusive Ausrich-
tung des Arbeitsmarktes. Zugunsten einer Integ-
ration auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt dürfen 
zudem keine neuen Werkstätten für Menschen 
mit Behinderungen zugelassen werden. Parallel 
dazu sollte die Zahl der Werkstätten schrittweise 
und mit Augenmaß reduziert werden.
Für alle Lebensbereiche gilt, dass sich die Daten-
lage weiter verbessern muss, um noch konkretere 
Aussagen treffen zu können. Erfreulich ist, dass 
noch ausstehende Berichte, beispielsweise der 
Teilhabebericht NRW, dazu einen wichtigen Beitrag 
leisten werden.
Nordrhein-Westfalen hat bisher viel erreicht, aber 
auch noch eine beträchtliche Strecke auf dem Weg 
in die inklusive Gesellschaft vor sich. Doch das 
Ziel ist diese Mühen wert: Inklusion bringt neben 
Vorteilen für Menschen mit Behinderungen auch 
die generelle Wertschätzung menschlicher Vielfalt 
mit sich: In einer inklusiven Gesellschaft haben 
alle Menschen die Möglichkeit, ein selbstbe-
stimmtes Leben zu führen und an der Gesellschaft 
teilzuhaben. 
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